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			Bemerkung des Verlags:

			Dieses Buch ist ein stiller Bestseller – inzwischen über Jahre hinweg. Seit der Erstauflage im Jahr 2000 hat es sich viele zehntausend Mal verkauft und bereichert das Wissen derjenigen, die sich für die Ökonomie der DDR interessieren oder Teil von ihr waren, derjenigen, die die sozio-historischen Verwicklungen der Wendezeit erforschen wollen oder Ausschau halten nach alternativen Varianten eines gemeinwohlorientierten Wirtschaftens. Es zeigt auf, welche Rolle die Treuhandanstalt spielte und wie sich ihre der ganzen Volkswirtschaft aufgezwungene Zwangsversteigerung auf das Land, die Betriebe und die Menschen auswirkte.

			Siegfried Wenzel (1929-2015) bohrt mit seinen kritischen Ausführungen auf einem Nerv, der Ost und West schmerzt und wohl deshalb in der Medienöffentlichkeit unisono ignoriert wurde. Ungeachtet dessen ist das Buch inzwischen zur Basislektüre zum Thema geworden und liefert mit seinen zahlreichen Fakten und Quellenhinweisen das passende Handwerkszeug für eine schonungslose Bilanz. Selten gestattet sich Wenzel Ironie; und angesichts der Demütigungen, die er bei seiner Teilnahme an den Verhandlungen zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion als Vertreter eines kapitulierenden und sich unterwerfenden Staates hinnehmen musste und doch nicht persönlich genommen hat, darf man seine Darstellung insgesamt durchaus als souverän bezeichnen.

			Es sind die analytische Schärfe des Autors, die Unabweisbarkeit der Tatsachen, die Allgemeinverständlichkeit dieser Schrift, die erstaunlich strenge Objektivität bei der Auswahl und Verwendung des (fast ausschließlich bundesdeutschen und eben nicht DDR-Quellen entstammenden) Zahlenmaterials – und es ist eben nicht allein das Millionen Menschen berührende Thema, was den Erfolg dieses Buches ausmacht. Ergänzt wird es in dieser nunmehr siebzehnten Auflage durch ein umfassendes Vorwort von Prof. Dr. Jörg Roesler, der sich als renommierter Wirtschaftswissenschaftler eingehend mit der DDR-Geschichte und -Ökonomie auseinandersetzt, und durch ein ausführliches Namensregister. Der gesamte Text wurde überdies neu durchgesehen, behutsam korrigiert, aktualisiert und ergänzt.

			Die gegenwärtige Geschichtsschreibung zum Thema DDR erfüllt beflissen ihren Delegitimierungsauftrag. Siegfried Wenzel aber ist kein Auftragsschreiber. Seine Schrift ist – Widerspruch in sich – ein sachliches Pamphlet. Eine verständige Streitschrift. Ein unüberbietbares Ärgernis.

		

	
		
			Vorwort von Prof. Dr. Jörg Roesler

			Bemerkungen zu einem bemerkenswerten Werk und seinem Verfasser

			Teil I

			Siegfried Wenzel gehörte in der Wendezeit 1989/89 zu den Aktiven, allerdings war er anders aktiv als die aus zeitgenössischen Medienberichten bekannten »Aktivisten der Wendezeit«. Er machte keine Schlagzeilen. Wenzel leistete, von den Medien fast unbemerkt, verantwortungsvolle Arbeit: unter der Regierung von Willy Stoph bis zum November 1989 als stellvertretender Leiter der Staatlichen Plankommission, unter der Regierung von Hans Modrow bis März 1990 – Monaten, in denen sich die Staatliche Plankommission zur Wirtschaftskommission beim Ministerrat wandelte – und schließlich als Beauftragter in der Regierung von Lothar de Maizière, solange die noch für die Wirtschaft der DDR Verantwortung trug, d.h. bis zum Juli 1990. 

			Drei Dienstherren innerhalb eines Jahres, die seine Arbeit zu schätzen wussten. Wenzel wurde von Modrow in die Expertenkommission berufen, die das Abkommen über die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion ausarbeiten sollte. De Maizière bestätigte ihn auf diesem Posten. Schließlich wurde Siegfried Wenzel für den 18. Mai 1990 nach Bonn eingeladen. Anlass war die feierliche Unterzeichnung des Vertrages über die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion, unter den die Finanzminister Theo Waigel für die Bundesrepublik und Walter Romberg für die DDR in Anwesenheit von Helmut Kohl und Lothar de Maizière ihre Namen setzten. 

			Das Bild von der Unterzeichnung des Staatsvertrages, wie er offiziell genannt wurde, ging um die Welt: Ein äußerst zufriedener Theo Waigel, der lächelnd in die Kamera schaut, und ein DDR-Finanzminister, der bemüht ist, seine Gefühle nicht publik zu machen.1

			Es liegt nahe zu fragen: War Siegfried Wenzel ein Wendehals? Was dachte er sich, als er von einem Ministerpräsidenten zum nächsten wechselte? Fühlte er sich dabei wohl in seiner Haut? Bei seiner Tätigkeit? 

			Nun, wir müssen nicht vermuten, sondern wir wissen es – von ihm selbst. Er hat zu dieser Problematik nicht geschwiegen. Siegfried Wenzel war – zusammen mit seinen DDR-Kollegen der Expertenkommission – bemüht, die Einführung der Marktwirtschaft in der DDR, die mit einer Währungsunion eingeleitet werden sollte, für die Betriebe in Ostdeutschland so verträglich wie möglich zu gestalten. Die Vertreter der DDR hielten es für notwendig, in einer Anlage zum auszuarbeitenden Staatsvertrag detaillierte Festlegungen zur Strukturanpassung in der DDR-Wirtschaft zu formulieren: Den Betrieben sollte zunächst eine Atempause gewährt werden, und eine Überflutung der DDR mit Westwaren war zu verhindern. In beidem waren sich die DDR-Vertreter einig. Aber sie saßen am kürzeren Hebel. Die Experten aus dem Westen lehnten die Einführung von Lieferkontingenten für westdeutsche Waren und andere Maßnahmen, durch die den ostdeutschen Betrieben eine zeitlich begrenzte Anpassungsphase gewährt worden wäre, rundweg ab.2

			Angesichts dieser unkooperativen Haltung der Westexperten kam bei Siegfried Wenzel wiederum die Frage auf, die er sich erstmals gestellt hatte, als er in die Expertenkommission berufen worden war: Musst du da mitarbeiten? Und bist du – mit deiner Biographie – überhaupt geeignet dafür?

			Während des hektischen Ablaufs der Arbeit in der Expertenkommission zwischen Mitte März und Mitte Mai 1990 hatte Siegfried Wenzel diese Fragen immer wieder verdrängt. Ihm war schlichtweg keine Zeit geblieben, sich eingehend damit zu beschäftigen. Erst als er dann zur Unterzeichnungszeremonie nach Bonn an den Rhein fuhr, tauchten die quälenden Fragen mit allem Nachdruck wieder auf. Wie verhielt sich Siegfried Wenzel nun angesichts der ambivalenten Situation? Der Leser kann es in diesem Buch nachlesen: »Ich suchte mir einen Platz in der hintersten Stuhlreihe.«3

			Dass er dabei sein würde, wenn die Kapitulationsurkunde der DDR-Planwirtschaft unterschrieben würde, das war ihm wahrlich nie in den Sinn gekommen. Siegfried Wenzel hatte eine »echte« DDR-Karriere hinter sich: Geboren 1929 in Aue im Erzgebirge, studierte er als Absolvent der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät Wirtschaftswissenschaften an der Universität Leipzig. Nach Studienabschluss war er im Zentralvorstand der gegenseitigen Bauernhilfe tätig gewesen, verantwortlich für bäuerliche Handels- und Molkereigenossenschaften. 1955 holte man den jungen Mann in die Staatliche Plankommission, ins Herzstück der DDR-Planwirtschaft. Hier leistete er gute Arbeit, stieg auf. 1967 avancierte er zum stellvertretenden Vorsitzenden. In dieser Funktion war er lange Jahre zuständig für Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung und Plankoordinierung. Siegfried Wenzel gab sein Bestes auf verantwortungsvollem Posten. »Wir sind die Rechner«, proklamierte sein Kollege und Staatssekretär Heinz Klopfer gern. Siegfried Wenzel war es in besonderem Maße – ein Nach- und Durchrechner.

			Der Wirtschaftswissenschaftler Klaus Steinitz, der zwischen 1963 und 1980 Mitarbeiter der Staatlichen Plankommission war, spricht mit Hochachtung von Siegfried Wenzels Tätigkeit dort.4 Wolfgang Rauchfuß, langjähriger Minister für Materialwirtschaft, 1993 befragt, hebt Wenzels stetes Bemühen um einen realistischen Plan hervor.5 Auch Gerhard Schürer, Wenzels Chef, zollt ihm in seinen Memoiren für seine geleistete Arbeit »Achtung und Respekt«6.

			Siegfried Wenzel besaß Schürers volles Vertrauen, wie aus folgender Episode hervorgeht, über die der Vorsitzende der Plankommission berichtet: Die »Rechner« wussten zwar nicht alles, aber doch genügend über die prekäre wirtschaftliche Lage der DDR, um sich ernsthafte Sorgen zu machen. Wie man den Problemen begegnen könnte, war Gegenstand einer Unterredung zwischen ihm, Siegfried Wenzel und Alexander Schalck-Golodkowski im Mai 1988. Die drei Herren diskutierten die Möglichkeiten einer Konföderation zwischen beiden deutschen Staaten als einen denkbaren Weg für die Lösung der wirtschaftlichen Probleme der DDR.7

			Zehn Jahre später anlässlich einer Podiumsdiskussion darauf angesprochen, ob er, der besser als die meisten DDR-Bürger über die Mängel in der Wirtschaft und die geringer werdenden Chancen für die ostdeutsche Republik Bescheid gewusst habe, als »Reisekader« nicht versucht habe, aus der in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre drohenden Krise herauszukommen und die DDR zu verlassen, machte Siegfried Wenzel kein Geheimnis aus seinem Standpunkt innerhalb dieser Zeit. Natürlich habe er sich darüber Gedanken gemacht, so Wenzel, sei aber eindeutig zu dem Schluss gekommen: »Ich war Mitglied dieser Partei, der SED aus Überzeugung. Ich habe sehr früh gemerkt, dass das System Fehler hatte und dass die Parteidoktrin Fehler hatte, aber ich muss sagen: Ich habe nie daran gedacht, die Partei zu verlassen, oder man könnte auch sagen: zu verraten, die DDR zu verraten. Wir – es gab da einen Kreis von Leuten, von Freunden, die sich verständigt haben – wir haben gesagt: Wir müssen erreichen, dass wir die DDR und den Sozialismus besser machen. Es gibt einen Weg.«8

			Wenzels verantwortungsvolle Arbeit vollzog sich jenseits der öffentlichen Aufmerksamkeit in DDR und Bundesrepublik. In Günter Buchs im Westen Deutschlands als exakte Informationsquelle hochgeschätzter Publikation »Namen und Daten wichtiger Personen der DDR«, das über 2300 Biographien enthält, bleibt Siegfried Wenzel unerwähnt. Im Vorwort der Ausgabe von 1979 entschuldigt Buch sich allerdings: »Wenn einige Funktionsträger fehlen, so hat das seinen Grund darin, dass über ihr Leben trotz größter Bemühungen keine Daten vorlagen.«9 Zweifellos traf das auch auf Siegfried Wenzel zu.

			Weniger verständlich ist, warum Siegfried Wenzel auch im bekanntesten »nachwendischen« biographischen Lexikon »Wer war wer in der DDR?« nicht erwähnt wird, selbst in der von der Bundeszentrale für politische Bildung herausgegebenen, überarbeiteten und erweiterten Neuausgabe dieses Lexikons vom Jahre 2009 nicht, in der mehr als 2700 Personen vorgestellt werden.10 Vorgedrängt hat sich Siegfried Wenzel offensichtlich niemals, nicht nur während der Unterzeichnungszeremonie des Staatsvertrages über die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion nicht.

			Mit der Übernahme des Wirtschaftsregiments in der DDR nach dem 1. Juli 1990 durch Bonner Minister wie Theo Waigel verlor Siegfried Wenzel gewissermaßen seinen Arbeitsgegenstand. Er wurde aus seinem Amt entlassen und verdiente sein Geld fortan mit der Umschulung Arbeitsloser im Fach Buchführung am ehemaligen Institut für Wirtschaftsführung des Ministeriums für Bezirksgeleitete Industrie in Berlin-Baumschulenweg. Spätestens ab 1994, als er planmäßig in Rente ging, hatte er mehr Zeit, über seine frühere Tätigkeit und über die Wirtschaft der DDR nachzudenken. Hatte die DDR untergehen müssen? Lag es »nur« an der Planwirtschaft oder aber an dem Politikverständnis und der politischen Praxis der SED-Führung? 

			Siegfried Wenzel erarbeitete sich – sicher ein schmerzlicher Prozess für einen, der an der Gestaltung der DDR jahrzehntelang mitgewirkt hatte – dazu seine Meinung, mit der er nicht mehr hinter dem Berg hielt. Es drängte ihn, der bislang stets im Hintergrund gearbeitet hatte, jetzt förmlich, die Erkenntnisse und Schlüsse, die er sich erarbeitet hatte, anderen mitzuteilen. Vor allem, als mit der Bildung der ersten Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland« im Mai 1992 mit Nachdruck und beträchtlichem finanziellen und personellen Aufwand damit begonnen wurde, die DDR-Geschichte zu diffamieren. 

			Die Historikerin Carola S. Rudnick von der Universität Lüneburg schätzt in ihrer Publikation zur Geschichtspolitik der Bundesregierung gegenüber der DDR ein, dass mit der Enquete-Kommission »die Regierungskoalition deutlich ›Geschichte von oben‹ betrieben und zu einer offiziellen Reduktion der DDR auf den SED-Staat beigetragen habe.« Leitideologie dieser Geschichtspolitik sei »durchweg der Antikommunismus« gewesen.11 Auch die Wirtschaftsführung und -entwicklung hat die Enquete-Kommission so behandelt, dass sie in das Schema passte.

			Siegfried Wenzel beschloss, gegen diese Verdammung der DDR aufzutreten – mit Vorträgen und durch Veröffentlichungen. Die Frage: War die DDR wirtschaftlich am Ende? wollte er gemäß seinen Erkenntnissen beantworten. Sie wurde zum Titel eines Vortrages, den er 1998 in der »Hellen Panke«, der Berliner Filiale der der Linken nahe stehenden Rosa-Luxemburg-Stiftung, hielt. Weshalb er mit seinen Ausführungen an die Öffentlichkeit gegangen sei, legt Siegfried Wenzel in einer Vorbemerkung dar: »In der letzten Zeit verstärken sich die Aufforderungen von Repräsentanten, von Politikern der BRD, die Geschichte der DDR aufzuarbeiten. Diese Aufforderung ist meistens mit dem Ziel verbunden nachzuweisen, dass die DDR ein ›Unrechtsstaat‹ gewesen sei, ein ›spättotalitäres System‹, dass ihre Wirtschaft völlig versagt habe, nicht funktionsfähig gewesen sei und dass die sich aus der gewählten Form der Vereinigung ergebenden nicht unbeträchtlichen Transferleistungen eine ›Erblast‹ des Versuchs zur Schaffung einer anderen als kapitalistischen Gesellschaft wären. Damit sollen die Menschen in den neuen Bundesländern in Demut, in eine dankbar-unterwürfige Haltung gegenüber dem ›siegreichen‹ System, gegenüber dem anderen Teil Deutschlands gezwungen werden. Die Bevölkerung der DDR wird indirekt dafür verantwortlich gemacht, dass sie ein ›verbrecherisches System‹ geduldet und 40 Jahre in ihm gelebt habe, das angeblich einen Scherbenhaufen hinterlassen hat. Das Lebenswerk einer ganzen Generation wird ignoriert und in eine ›Erblast‹ der Altbundesbürger umgelogen. Man sollte«, schließt Wenzel die Vorbemerkung, »diesen Auseinandersetzungen nicht ausweichen«.12

			Aus dem Vortragstext wurde eine Broschüre, ebenso wie im Falle zweier späterer Vorträge in der »Hellen Panke«, in denen es um Eigentumsfragen in der Marktwirtschaft und um das Problem von Erscheinungen der Mangelwirtschaft in der DDR ging.13

			Siegfried Wenzels Motive, warum er sich nicht auf Selbsterkenntnis über seine Tätigkeit in der Staatlichen Plankommission und über das Schicksal der DDR-Wirtschaft beschränkte, werden deutlich. Seine Beweggründe, zur DDR-Wirtschaftsgeschichte Stellung zu nehmen, liegen auch späteren öffentlichen Auftritten und nicht zuletzt dem vorliegenden Buch zugrunde. 

			Wenzel nutzte in der Folgezeit alle sich bietenden Möglichkeiten, seine Gedanken einer breiteren Öffentlichkeit kund zu tun. So auch in der Veranstaltungsreihe »Forum Berlin« der Friedrich-Ebert-Stiftung. Das war für mich die Gelegenheit, ihn und seine Auffassungen zur DDR-Wirtschaftsgeschichte anlässlich einer der Podiumsdiskussionen kennenzulernen. Dieses Podium war hochrangig besetzt: Der langjährige Chef der Statistischen Zentralverwaltung, Arno Donda, diskutierte mit, ebenso wie Claus Krömke, »Mittags Persönlicher«, wie der wissenschaftliche Mitarbeiter des SED-Wirtschaftsverantwortlichen Günter Mittag intern genannt wurde. Von westlicher Seite war Doris Cornelsen auf dem Podium vertreten, bis 1993 Leiterin der Abteilung »DDR und östliche Industrieländer« im Deutschen Institut für Wirtschaft aus Berlin-Zehlendorf. Als Diskussionsthema war »Anatomie einer Pleite. Der Niedergang der DDR-Wirtschaft seit 1971« festgelegt worden. 

			Von den Podiumsteilnehmern meldete sich Siegfried Wenzel als Erster zu Wort. Er machte aus seinem Unbehagen gegenüber dem vom einladenden Verantwortlichen der Friedrich-Ebert-Stiftung formulierten Thema kein Geheimnis und erklärte: »Es gibt zwei Kriterien, wann man von der Pleite der Volkswirtschaft eines Staates sprechen kann: Das erste Kriterium besteht darin, dass der Staat seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland nicht mehr nachkommen kann. Das zweite entscheidende Kriterium besteht darin, dass er seine Zahlungsverpflichtungen gegenüber seinen eigenen Bürgern nicht aufrechterhalten kann. Keiner der Faktoren traf auf die DDR zu. Ich möchte die vielleicht provokatorische Feststellung treffen: Die DDR war im Jahre 1989 weder wirtschaftlich am Ende noch war sie pleite.« Diese Feststellung untermauerte er mit Zahlen und Fakten und legte Vergleichsdaten zu anderen – west- und südeuropäischen – Ländern vor. Auf die Zuhörer hagelten aussagekräftige statistische Daten nieder – ein Paukenschlag zur Eröffnung, der der weiteren Podiumsdiskussion vermutlich eine andere Richtung gab als vom Veranstalter beabsichtigt.14

			Das Thema einer vermeintlichen »DDR-Pleite« stand von Anfang an im Mittelpunkt von Siegfried Wenzels Bemühungen, den verzerrenden Darstellungen der DDR-Wirtschaftsgeschichte energisch entgegenzutreten. Höhepunkt dieser Bestrebungen war zweifellos das vorliegende Buch, in dem er den Pleite-Vorwurf aus der Sicht des Fachmanns, des scharfsinnigen Analytikers und konsequent Nachdenkenden widerlegt.

			Siegfried Wenzels Monographie erschien erstmals im Jahre 2000 und ist von der Eulenspiegel-Verlagsgruppe mehrfach neu aufgelegt worden. Seitdem sind anderthalb Jahrzehnte vergangen. Natürlich ist die Zeit nicht stehengeblieben. Die politischen Aktionen, die die einen unter »Beitritt der DDR zur Bundesrepublik« zusammenfassen und die andere als »Anschluss der DDR an die BRD« bezeichnen, sind inzwischen ein Vierteljahrhundert her. Es ist reizvoll zu untersuchen, welche von Siegfried Wenzels Zukunftswünschen bzw. -befürchtungen sich bewahrheitet haben oder ob nicht ganz neue Entwicklungen zu beobachten sind. Gleichzeitig haben sich die Zeithistoriker seit der Erstauflage des Buches weiter mit der DDR beschäftigt. Teilweise mit Verwunderung, teilweise mit Neid wird von Seiten der internationalen Historikerschaft konstatiert, dass es wohl kaum ein europäisches Land gäbe, dessen Geschichte seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges so intensiv erforscht würde wie die der DDR. Haben diese Forschungen über die DDR-Entwicklung zu neuen Fakten und Interpretationen geführt, von denen Siegfried Wenzel noch nichts hatte wissen können? Inwieweit beeinträchtigen oder bekräftigen sie Wenzels auf dem damaligen Erkenntnisstand beruhende Aussagen? Ist die eine oder andere seiner Feststellungen obsolet geworden? Oder haben sie sich bestätigt? Diesen Fragen soll im folgenden Abschnitt nachgegangen werden. In einem dritten Teil werden die von Siegfried Wenzel am Ende des ersten Jahrzehnts nach dem Anschluss der DDR an die BRD getroffenen Einschätzungen – soweit sie sich auf die Zukunft bezogen – im Lichte des Jahres 2015 betrachtet.

			Teil II

			Im Gefolge der beiden Bundestags-Enquete-Kommissionen der neunziger Jahre hat sich eine – wie die Historikerin Carola S. Rudnick es formuliert – »Deutungselite« der DDR-Geschichte angenommen. Im Jahre 1998 wurde zu diesem Zweck die Bundesstiftung zur »Aufarbeitung der SED-Diktatur« gegründet. Seitdem unterstützt diese finanziell in großem Maßstab Forschungen zur DDR-Geschichte. »Dass die ›Deutungseliten‹ dem Erinnern und Gedenken eine bestimmte Richtung vorgeben«, so Rudnick, »ist eine Tatsache«.15 Die DDR-Geschichte wurde unweigerlich zur Geschichte des »Unrechtsstaates DDR«. »Diese Behauptung«, beschreibt der Brandenburger Journalist Matthias Krauß die Wirksamkeit der Geschichtspolitik betreibenden bundesdeutschen Institutionen, »ist inzwischen Gemeingut, obwohl kein dazu befugtes internationales Gremium die DDR jemals als Unrechtsstaat eingestuft hat«16.

			Die Wirtschaftsgeschichte der DDR mutierte aus dieser Sicht zu einer Art Kriegsschauplatz. Die Planwirtschaft der DDR wurde vor allem als »Diktat von oben«, als undemokratisch beschrieben und ihre – angeblichen wie tatsächlichen – Defizite anhand von ausgewählten Beispielen, die zur Unterstützung der Geschichtspolitik der BRD geeignet schienen, ebenso wie in Überblicksdarstellungen zur DDR-Geschichte behandelt.17

			Das »Unrechtsstaatskonzept« kritisierende Stimmen hat es in der Politik, vor allem durch Vertreter der Linken, häufiger gegeben. Von kritischem Herangehen geprägte Veröffentlichungen durch die Geschichtswissenschaft sind mangels Finanzierung derartiger Forschungsvorhaben weitaus seltener, obwohl linke Stiftungen wie die »Helle Panke« sich in ihren Veranstaltungen mit Vortrag und Diskussion immer wieder dem Thema stellen. Mit ihren »heften zur ddr-geschichte« bietet sie Historikern, die der vorherrschenden Richtung der Aufarbeitung der DDR-Geschichte kritisch gegenüber stehen, Publikationsmöglichkeiten.

			Siegfried Wenzel hat sich von den »Aufarbeitern« nicht beirren und schon gar nicht korrumpieren lassen. Er blieb weiterhin um eine kritische, aber unvoreingenommene Einschätzung der DDR-Wirtschaftsgeschichte bemüht. So war es nicht verwunderlich, dass er auch vor dem Publikum der »Hellen Panke« sprach. Der erweiterte Text seines Vortrages, in dem es um die Entwicklung der Wirtschaftskraft der DDR im Verlaufe der Geschichte der ostdeutschen Republik und im Vergleich zu anderen Staaten Ost- und Westeuropas Ende der achtziger Jahre geht, ist 1998 als Heft 52 in der Reihe »hefte zur ddr-geschichte« erschienen.18 Wenzel vertritt hier die Meinung, dass die unter der Bezeichnung NÖS (Neues ökonomisches System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft) unternommenen Versuche, die DDR-Wirtschaft effizienter zu gestalten, um im Wettkampf der beiden konkurrierenden Wirtschaftssysteme – Planwirtschaft und Marktwirtschaft – besser bestehen zu können, nicht aus wirtschaftlichen Gründen gescheitert seien. Dies hätte vielmehr daran gelegen, dass die Grundideen der Wirtschaftsreform »mit der Hauptdoktrin des Gesellschaftsmodells, wie es sich mit der Oktoberrevolution herausgebildet und entwickelt hatte, d.h. mit der führenden Rolle der Partei, in Kollision geriet.« (S. 246). Das besondere Gewicht dieser politisch-ideologischen Divergenzen innerhalb der SED-Führung hat inzwischen in mehreren Überblicksdarstellungen zur Geschichte der DDR Eingang gefunden19, wenn auch Auffassungen, dass die Wirtschaftsreform vorrangig ökonomisch gescheitert sei, bis heute nicht völlig verdrängt sind. 

			Kaum Erfolg hatte Siegfried Wenzel hingegen damit, dem Stereotyp von der DDR-Ökonomie als »Mangelwirtschaft, weil Planwirtschaft« eine sachliche Diskussion über die Ursachen und den Umfang der Differenzen zwischen Angebot und Nachfrage entgegenzusetzen. Selbst als sozialistische Ökonomen verortete Autoren wie Harry Nick in der DDR bzw. Janos Kornai in Ungarn huldigten dem Phänomen Mangelwirtschaft in ihren aus persönlichen Erlebnissen im Planungsapparat und »nachwendischen« Erkenntnissen gespeisten Publikationen. 

			Generell verbreitet ist die Auffassung, dass der Dauermangel systemimmanent gewesen sei und sich unter den Bedingungen der Planwirtschaft nicht hätte abschaffen lassen. Er habe das Alltagsleben der Bürger in der DDR wie in anderen realsozialistischen Ländern bestimmt, der Dauermangel die Produktion und die Planerfüllung in den volkseigenen Betrieben nicht nur behindert, sondern fast unmöglich gemacht.20 Siegfried Wenzel spricht in diesem Buch von einer »Assoziationskette: Mangel – Dauermangel – nicht funktionsfähig – marode – gescheitert«, die viele Wirtschafts- bzw. Sozialwissenschaftler ihren Lesern suggerieren. Sie betrachteten, so Wenzel, den »Dauermangel« als ein Wesensmerkmal des realsozialistischen Wirtschaftssystems, als eine der Hauptursachen, wenn nicht gar die Hauptursache, die zum Untergang der DDR bzw. der sozialistischen Länder geführt habe. (Vgl. S. 271ff) So jedenfalls argumentiert Harry Nick in seinen »Erinnerungen und Überlegungen«21. In die gleiche Richtung geht Janos Kornai, wenn er behauptet, dass ein Äquilibrium, also ein Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage, in der Planwirtschaft nicht zu erreichen und der Mangel damit systembedingt unvermeidlich gewesen sei.22

			Siegfried Wenzel leugnet die Zwangsläufigkeit des Mangels in einer sozialistischen Planwirtschaft. Er argumentiert vehement und – meiner Ansicht nach – überzeugend gegen die angebliche Unvermeidlichkeit, weil Systemimmanenz des Dauermangels im Sozialismus. Er leugnet oder beschönigt die Mangelerscheinungen nicht, ist aber davon überzeugt: »Wenn man die Erscheinung des Mangels herauslöst aus dem Gesamtensemble der Nachteile und Vorzüge eines Systems, ergeben sich daraus Irrtümer und falsche Schlussfolgerungen.« (S. 274) Wenzel vertritt die Auffassung, dass der Staat in der Planwirtschaft durchaus über die Möglichkeit verfügt habe, für ein Gleichgewicht von Konsumgüterangebot und Nachfrage zu sorgen, indem er die Preise so hätte festlegen können, dass das in Preisen bewertete Angebotsvolumen der monetären Nachfrage entsprochen hätte. Demzufolge habe die Planwirtschaft, so Wenzel, »– zumindest theoretisch – im Konsumgütersektor über Instrumente, um Angebot und Nachfrage im Gleichgewicht zu halten« (S. 258), verfügt. Genutzt hat der DDR-Staat diese Instrumente nicht. Andere realsozialistische Staaten taten das schon eher. Darauf, wie sehr es auf das Geschick und die Bemühungen der jeweiligen politischen Führung des Landes ankam, wenn es darum ging, Frust bei der Bevölkerung wegen Knappheiten an bestimmten Konsumgütern zu vermeiden, soll hier an einem bekannten Beispiel eingegangen werden: der »Kaffeekrise« von 1977.

			Eine weltweite Knappheit an Bohnenkaffee wurde 1975 durch eine Missernte im Hauptanbauland Brasilien ausgelöst. Der Weltmarktpreis des Genussmittels stieg 1976 und besonders 1977 rasch an. Die DDR, die Kaffeebohnen nur aus dem NSW (Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet) importieren und nur gegen knappe Devisen erwerben konnte, geriet in Schwierigkeiten. Zumindest bis zur nächsten Ernte musste sie das Zwei- bzw. Dreifache an »harter Währung« für die gewohnte Menge Kaffeeimporte aufwenden und investierte insgesamt mehr als eine halbe Milliarde Valutamark (bzw. DM). Vergleichbare Mehrausgaben hatten natürlich alle realsozialistischen Länder, wiewohl das Ausmaß der Betroffenheit von der Höhe des Kaffeeverbrauchs durch die Bevölkerung abhing. In der DDR belief sich der Pro-Kopf-Kaffeeverbrauch Mitte der siebziger Jahre jährlich auf 2,4 kg je Einwohner. In der Tschechoslowakei (damals ČSSR) war er nicht ganz so hoch.23

			Bei beiden Ländern handelte es sich bekanntlich um Zentralplanwirtschaften. Die Reaktionen der Partei- bzw. Staatsführung unterschieden sich jedoch deutlich voneinander. Die Regierung der ČSSR reagierte im Juli 1977 unter Hinweis auf die stark gestiegenen Preise für Rohkaffee auf dem Weltmarkt mit einer Erhöhung der Einzelhandelspreise für Bohnenkaffee. Sie stiegen um 50%. Das Resultat war ein Rückgang des Verbrauchs, verbunden mit der (vorübergehenden) Hinwendung zu anderen belebenden Getränken, z.B. Schwarzem Tee. Die kaufkräftige Nachfrage sank, das durch Importverringerung volumenmäßig deutlich verminderte Angebot reichte aber für die durch die Preisumgestaltung reduzierte Nachfrage aus.24 Ähnlich wie Partei und Regierung in Prag handelte auch die politische Führung in Rumänien. 

			Die SED-Führung reagiert deutlich anders – und weitaus ungeschickter. Grundlegend hierfür waren die vorgegebenen Rahmenbedingungen zur Preispolitik, welche von Parteichef Erich Honecker auf dem VIII. Parteitag der SED im Jahre 1971 verkündet worden waren. Deren Charakteristikum war eine »Politik stabiler Verbrauchspreise für Waren des Grundbedarfs«25. Reagieren musste die DDR-Führung jedoch auch auf die erhöhten Aufwendungen für Kaffeeimporte – aber wie, ohne unmittelbar am Preisgefüge für Bohnenkaffee zu rütteln? 

			Zuständig für Devisenprobleme war die Wirtschaftskommission beim Politbüro des ZK der SED, die Alexander Schalck-Golodkowski, Chef der Westhandelsbehörde Kommerzielle Koordinierung (KoKo) der DDR, leitete.26 Er dürfte der Erste gewesen sein, der auf die aus dem Hochschnellen des Weltmarktpreises resultierenden bedrohlichen Folgen für die Außenhandelsbilanz der DDR aufmerksam gemacht hat. Da die Preise für Bohnenkaffee, wie die Preise für Nahrungs- und Genussmittel generell, gemäß der Honeckerschen Doktrin stabil bleiben sollten, für den gleichen Devisenaufwand aber nur eine deutlich geringere Menge Rohkaffee importiert werden konnte, schlug Schalck-Golodkowski im Frühjahr 1977 dem Wirtschaftssekretär beim ZK der SED Günter Mittag vor, die DDR sollte ihre Bohnenkaffeeimporte vorübergehend deutlich einschränken. Mittag, mit dessen Auffassungen Schalck-Golodkowski in vielen die Wirtschaftsführung betreffenden Fragen übereinstimmte, ließ im April eine »Konzeption zur Durchsetzung der Einsparung von Valutamitteln beim Import von Rohkaffee« erarbeiten. Sie sollte ab Juli wirksam werden. Albert Norden, Leiter der Westkommission beim Politbüro und Propagandachef der SED, erfuhr davon und missbilligte, was »die Ökonomen« im Politbüro ausgeheckt hatten. Er versuchte erst gar nicht, Günter Mittag umzustimmen, sondern wandte sich direkt an Erich Honecker. In einem Brief ließ er Ende Juni seinen Bedenken freien Lauf: »Es ist für mich einfach unvorstellbar, daß wir den Ausschank von Bohnenkaffee in den Gaststätten völlig einstellen wollen, zukünftig nur noch etwa 20 Prozent der jetzigen Menge an Bohnenkaffee angeboten werden sollen. Ich befürchte, die Durchführung der Maßnahme wird auf kein Verständnis stoßen, große Unzufriedenheit auslösen.«27 Nordens Schreiben an Honecker war insofern ein kluger Schachzug, als dass der Generalsekretär des ZK der SED »der erste Mann im Staate« war und »Illoyalität gegenüber dem Generalsekretär undenkbar«28. 

			Honecker neigte eher den Bedenken Nordens zu als den Vorschlägen Mittags, obwohl sich auch diese formal an das Honeckersche Gebot stabiler Preise hielten. Mittag gab teilweise nach und erweiterte die Zahl der weiterhin im Verkauf bleibenden Kaffeesorten auf drei: »Mona«, »Rondo« und »Mocca Fix Gold«. Auch in den drei gehobenen Gaststätten-Kategorien (III bis S) wurde Bohnenkaffee ausgeschenkt. Die Preise wurden beibehalten, doch wurde der Kaffee knapp. Die billige Kaffeesorte »Kosta«, auf die 63% des gesamten Bohnenkaffeeverbrauchs der DDR entfallen waren, ebenso wie die Sorte »Mocca-Fix Silber« wurden nicht mehr angeboten, um trotz stabiler Markenpreise den Bohnenkaffeeverbrauch irgendwie zu drosseln.29

			Wer sich die teuren Marken »Mona«, »Rondo« oder »Mocca-Fix Gold« nicht leisten wollte oder konnte, dem wurde in den Läden ab Juli in handlichen 125-Gramm-Tüten ein neues, modern in Aluminiumfolie verpacktes Kaffeeerzeugnis aus der DDR, »Kaffee Mix«, zum Preis von 6,50 M angeboten. Dieser bestand zu 51% aus »echtem« Kaffee und zu 49% aus Surrogaten, d.h. aus einem Roggen-Gersten-Gemisch, Zichorie, getrockneten Zuckerrübenschnitzeln sowie Spelzanteilen.

			Das erste Erstaunen der Bevölkerung über das zusätzliche Kaffeeangebot wich rasch der Enttäuschung und der Empörung über dessen geringe Qualität. Zumal »Kaffee-Mix«, der »filterfertig gemahlene Mischkaffee«, nun auch in Betriebskantinen und Gaststätten verabreicht wurde, meist ohne (Bohnenkaffee-)Alternative. »Kaffee Mix« wurde zum Symbol der »Kaffeekrise«, die sich letztlich gegen die SED-Führung richtete. Bezeichnenderweise trat dergleichen in der ČSSR, wo die Binnenpreise den gestiegenen Weltmarktpreisen annähernd angepasst worden waren und so ein Ausgleich von Angebot und Nachfrage erreicht worden war, nicht auf.30

			Der – hier nur angedeutete – Ablauf der »Kaffeekrise« illustriert anschaulich Siegfried Wenzels These, es sei nicht der staatssozialistische Wirtschaftstyp an sich gewesen, der den Mangel erzeugt habe, sondern die fehlende Flexibilität der SED-Führung in der Preispolitik. Das Zentralplansystem ließ durchaus Alternativen beim Ausgleich von Angebot und Nachfrage zu, sofern dieser unter Nutzung des Preisinstruments konsequent angestrebt wurde – wie eben 1977 im Falle der Kaffeepreisgestaltung der Tschechoslowakei. Wenzel zog daraus folgende Schlussfolgerung: Wenn die Ursachen vorhandener Mangelerscheinungen in realsozialistischen Ökonomien untersucht werden sollten, die in ihrem Kern durch Abweichungen zwischen Angebot und kaufkräftiger Nachfrage definiert würden, dann seien diese nicht im Planungssystem an sich, sondern in der Preispolitik der Regierenden zu suchen. 

			Die Argumente Wenzels, der sich nicht nur auf sein politökonomisches Wissen, sondern auch auf seine Erfahrungen aus über zwanzig Jahren Tätigkeit in der Staatlichen Plankommission stützen konnte, verdienen größere Beachtung: Sie werden spätestens dann sorgfältig auszuwerten sein, falls Neoliberalismus und Finanzkapitalismus endgültig abgewirtschaftet haben und bei der Suche nach Alternativen die Diskussion über Vor- und Nachteile der Wirtschaft im Realsozialismus vorurteilsfrei und mit Blick auf die zukünftige Gestaltung der Gesellschaft geführt werden kann.

			Wenzel war, als er seine Erfahrungen in der Plankommission niederschrieb, nicht darauf aus, nur die Unzulänglichkeiten der DDR-Planwirtschaft zu thematisieren. Was funktionstüchtig war – er kommt mehrmals darauf zurück –, verschweigt er nicht. Doch er widersteht derartigen Versuchungen konsequent und enthält sich prinzipiell nostalgischer Rückblicke. Nüchtern geht er an die Auseinandersetzung mit der DDR-Wirtschaftsgeschichte heran, vermeidet es, bestimmte historische Entwicklungen und Ereignisse hochzuloben, und lehnt es ab, die DDR-Geschichte schlichtweg zu verdammen nach dem Motto, die DDR sei eine wirtschaftliche Fehlgeburt gewesen. Wenzel bleibt auch dabei glaubwürdig, weil er – wie bei der Aufdeckung der Fehler und Mängel im Wirtschaftsgefüge der DDR – stets bestrebt war, die DDR-Wirtschaft sachlich und objektiv zu schildern. Er wollte die Ursachen dafür aufdecken, warum das sozialistische Deutschland seine Unterlegenheit gegenüber dem der BRD in der ökonomischen Leistungskraft – in der Produktivität vor allem – ungeachtet wiederholt ernsthaft betriebener Aufholversuche nie hatte beseitigen können. Als Hauptursache dafür benennt Wenzel »die grundlegenden, die ›genetischen‹ Fehler des politischen und Gesellschaftssystems selbst«. (S. 279) Darunter versteht er die Beanspruchung des Wahrheits- und Weisheitsmonopols durch die SED, die Negierung einer pluralistischen Demokratie und die bedingungslose Unterordnung der Wirtschaft unter das Primat einer voluntaristischen Politik sowie die Negierung ihrer Eigengesetzlichkeit. Das Verhalten der SED-Führung in der »Kaffeekrise« ist als Beispiel für diese fehlerhafte Politik bereits dargestellt worden. 

			Die politische Praxis des Umgangs mit der Ökonomie allein, das betont Wenzel, erklärt jedoch nicht die Tatsache, dass es der DDR nicht gelang, auf dem Gebiet der Wirtschaft gegenüber der BRD signifikant aufzuholen. Er verweist auf andere Gründe: Nach 1945 verlor Ostdeutschland 30% seiner industriellen Kapazitäten durch sowjetische Demontagen. Andere Reparationen – vor allem die sogenannten »Entnahmen aus der laufenden Produktion« – dauerten über den Demontagestopp von 1948 hinaus bis zum Jahre 1953 an. Es handelte sich insgesamt um die höchsten Reparationen, die ein Land im 20. Jahrhundert zu zahlen hatte.31 Die westdeutsche Wirtschaft dagegen hatte vergleichsweise wenig unter Demontagen zu leiden und musste insgesamt weniger Reparationen liefern.32 Darüber hinaus erhielt Westdeutschland ab 1948 von Seiten der USA beträchtliche finanzielle Zuwendungen in Form der Marshallplanhilfe.33

			Mit Nachdruck weist Wenzel mehrmals auf den ungünstigen Einfluss dessen hin, was er die »objektiven historischen Bedingungen« nennt (S. 104). Er gelangt dabei zu dem Fazit, »dass nicht das völlig anders strukturierte, zwar mit Mängeln behaftete Wirtschafts- und Planungssystem, sondern in einem beträchtlichen Maße – wenn nicht sogar überwiegend – die diametral entgegengesetzten Ausgangs- und Entwicklungsbedingungen die Hauptursache für das Zurückbleiben der DDR hinter dem Produktivitäts- und Effektivitätsniveau der BRD gewesen waren«. (S. 234)

			Diese Feststellung ist insofern bemerkenswert, als sie der Mehrheitsmeinung der Wirtschaftshistoriker, die nach 1990 über die DDR publiziert haben und in der Planwirtschaft die Haupt-, wenn nicht gar die alleinige Ursache für deren Zurückbleiben hinter der wirtschaftlichen Leistungskraft der Bundesrepublik sehen, entgegensteht. Anders als Wenzel sieht die Ursachen für das Zurückbleiben Ostdeutschlands z.B. der Wirtschaftshistoriker André Steiner in seiner 2004 veröffentlichten »Wirtschaftsgeschichte der DDR«, in der er die These vertritt, »dass die ökonomischen Resultate der DDR vor allem ihrem Wirtschaftssystem geschuldet waren. Die schlechten Startbedingungen, die an die Sowjetunion zu leistende Wiedergutmachung und der ›Wirtschaftskrieg‹ des Westens […] waren nicht ausschlaggebend für den zunehmenden Rückstand der DDR gegenüber der Bundesrepublik.«34

			Hält man sich an Steiner, dann bedeutete dies: Die kommunistischen Eliten in Ostdeutschland haben mit der Einführung der Planwirtschaft zu einem von vornherein untauglichen Mittel gegriffen. Systembedingt musste die DDR-Wirtschaft zurückbleiben. Letztlich hat es sich im Falle der DDR-Geschichte nur um einen »Untergang auf Raten«35 handeln können.

			In einer Reihe von Publikationen ist versucht worden, den Ablauf dieses schrittweisen Untergangs anhand des wachsenden Rückstands der Wirtschaftskraft der DDR gegenüber der der Bundesrepublik mit statistischen Daten vorzuführen. Eines der jüngeren Beispiele ist ein Artikel von Josef Joffe, dem Herausgebers der »Zeit«. In der Kolumne »Zeitgeist« beklagt er den Unmut mancher Intellektueller über aktuelle Schwierigkeiten in der bundesdeutschen Wirtschaft und ermahnt sie, doch nicht zu vergessen, dass das Gegenmodell der DDR-Planwirtschaft »total gescheitert« sei. Er beruft sich in seinem Artikel explizit auf Steiners Wirtschaftsgeschichte der DDR, »wo der Historiker erklärt, warum das System auf dem Müllhaufen der Geschichte landen musste«. Danach führt Joffe aus: »Bei Kriegsende war die Pro-Kopf-Leistung der Deutschen in Ost und West gleich. 1950 erwirtschafteten die Ostdeutschen 53 Prozent, im Jahr der Wende nur noch 33 Prozent im Vergleich zum Westen.« Er zieht daraus den Schluss: »Der Markt im Kapitalismus funktioniere auf jeden Fall besser als der Plan. So viel Misswirtschaft (wie die DDR-Planwirtschaft – J. R.) kann der Kapitalismus nicht erzeugen«.36

			Die Daten, die Joffe in seinem Beitrag verwendet, deren Quellen er allerdings nicht benennt, stimmen mehr oder minder mit den Relationen überein, die von Wirtschaftshistorikern und Wirtschaftsstatistikern akzeptiert sind. Sie stellen den Tiefpunkt von 33% konkret für das Jahr 1991 heraus. Für die dreißiger Jahre und für 1945 stützt sich Joffe offensichtlich auf Berechnungen, wie sie der niederländische Wirtschaftsstatistiker Jaap Sleifer durchgeführt hat und die auch in Deutschland in einem Beiheft des »Jahrbuchs für Wirtschaftsgeschichte« veröffentlicht worden sind.37 Diese besagen, dass das Wirtschaftsniveau in Ost- wie Westdeutschland in den dreißiger Jahren, d.h. vor dem Zweiten Weltkrieg, annähernd gleich gewesen sei. Der Krieg habe – beim Absinken der Wirtschaftskraft infolge von Bombardements und Erdkämpfen in beiden Teilen Deutschlands – daran prinzipiell nichts geändert, da sich, wie auch der Wirtschaftshistoriker Rainer Karlsch betont, »die Kriegsschäden in beiden Teilen Deutschlands in etwa die Waage hielten«38. Von dieser Parität ausgehend sei die Wirtschaftskraft der Planwirtschaft im Osten bis 1950 auf etwa die Hälfte und bis 1991 auf zirka ein Drittel des Niveaus des marktwirtschaftlich geprägten Westdeutschland gesunken.39

			Interessanter als die Daten selbst ist in Joffes Beitrag die Auswahl der Jahre, mit deren Werten er den ständigen Niedergang der DDR-Planökonomie dem Leser klarmacht: 1945, 1950 und das Wendejahr 1991.Wenn man davon ausgeht, dass 1936 wie 1945 die Wirtschaftsleistung pro Kopf in Ost und West etwa pari (100:100) stand, dann ist der bis 1950 eingetretene vergleichsweise Rückgang der ostdeutschen Wirtschaft signifikant. Joffe rechnet dieses Zurückbleiben der wirtschaftlichen Leistungskraft Ostdeutschlands zwischen 1945 und 1950 vollständig der Planwirtschaft an. Diese Ursachen-Zuordnung hält aber keiner ernsthaften Überprüfung stand. In den ersten drei Jahren nach Kriegsende haben sich die Lenkungsmethoden der Wirtschaft in der sowjetischen Besatzungszone und den Zonen der Westalliierten geähnelt. Die Wirtschaftshistoriker bezeichnen das auf Zuweisung der Mittel und Lizenzierung der Produktion beruhende Leitungssystem der ersten Nachkriegsjahre als »Bewirtschaftung«. Beschlüsse, dieses Lenkungssystem zugunsten der Planwirtschaft bzw. der sozialen Marktwirtschaft abzuschaffen, wurden im Osten wie im Westen im Sommer 1948 gefasst. Die Realisierung der Beschlüsse vollzog sich schrittweise. Es gingen noch ein paar Jahre ins Land, bevor die diametral entgegengesetzten Wirtschaftssysteme umfassend wirksam werden konnten. In den Westzonen bzw. der Bundesrepublik blieb für die wichtigsten Verbrauchsgüter die aus der Bewirtschaftungsperiode übernommene Preisbindung für Grundnahrungsmittel bis zum März 1950 erhalten. Als letztes bewirtschaftetes Verbrauchsgut wurde das staatlich subventionierte Konsumbrot, auf das in der BRD Anfang der fünfziger Jahre noch ein Drittel des Brotverbrauchs entfiel, erst im Februar 1953 in die freie Preisbildung, wie sie für die Marktwirtschaft generell charakteristisch sein sollte, einbezogen.40 Die für die DDR typisch werdende Zentralplanwirtschaft konnte – ungeachtet aller frühen Vorliebe der SED-Führung für eine straffe Planung – erst im Verlauf des ersten Jahres des Fünfjahrplanes 1951 bis 1955 etabliert werden.41

			Das heißt aber: Das Auseinanderklaffen der Wirtschaftsleistung von Westzonen/BRD bzw. Ostzone/DDR im ersten Jahrfünft nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges kann kaum durch unterschiedliche Wirtschaftssysteme bedingt gewesen sein: Weder gab es in den Jahren 1945 bis 1950 im Westen eine ausgeprägte Marktwirtschaft, noch dominierte im Osten in diesen Jahren eine Zentralplanwirtschaft. Der Rückstand der Wirtschaft des einen deutschen Staates und das raschere Wirtschaftswachstums im anderen lässt sich so nicht erklären. Das hätte eigentlich auch Joffe wissen können. 

			Die zweite Absturzperiode der DDR-Planwirtschaft gegenüber der sozialen Marktwirtschaft der BRD umfasst bei Joffe den Zeitraum von 1950 bis zum Tiefpunkt von 33%, der 1991 erreicht worden sei. Die zweite Zeitangabe macht stutzig. Denn seit Mitte 1990, seit Beginn der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion, ist die Deutsche Demokratische Republik wirtschaftlich bereits nicht mehr souverän gewesen, die Transformation der DDR-Planwirtschaft in die bundesdeutsche Marktwirtschaft hatte am 1. Juli 1990 mit einem Paukenschlag, der Währungs- und Wirtschaftsunion, begonnen. Ab Oktober 1990 gab es dann die DDR auch als Staat nicht mehr. Natürlich ist das auch dem Herausgeber der »Zeit« bekannt. Er versucht, dem Leser klar zu machen, dass der Rückgang der Leistungskraft der ostdeutschen Wirtschaft bis 1991 einzig und allein Ergebnis von deren Misswirtschaft in den vier Jahrzehnten zwischen 1950 und 1989 gewesen sei. »Die Quittung«, so Joffe, »kam nach der Vereinigung, als die DDR als Sozialfall dastand.«42

			Joffes Argumentation, dass das schlagartige Absinken der DDR-Produktion nach 1990 darauf zurückzuführen sei, dass die DDR-Wirtschaft »total marode« gewesen sei, ist bis heute eines der Axiome der bundesdeutschen Geschichtspolitik. War der Produktionseinbruch nach dem zunächst wirtschaftlichen und einige Monate später auch politischen Anschluss der DDR an die Bundesrepublik 1990/91 also voraussehbar, sogar zwangsläufig?

			Im Januar 1990, ein halbes Jahr vor dem 1. Juli 1990, dem Datum des wirtschaftlichen Anschlusses der DDR an die BRD, hatte der ursprünglich Anfang der sechziger Jahre vom damaligen Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard geschaffene »Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung«, der eine Transformation der DDR-Wirtschaft von der Planwirtschaft in die Marktwirtschaft selbstverständlich befürwortete, die Bundesregierung in einem Sondergutachten zum schrittweisen Vorgehen bei der Transformation der Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft bezüglich Lenkungssystem und Eigentumsform geraten: »Für geraume Zeit kann es hingenommen werden oder sogar erforderlich sein, dass der Staat in manchen Bereichen unternehmerisch tätig bleibt.«43

			Nach Kenntnisnahme von der Sitzung des Bundeskabinetts am 7. Februar 1990, auf der die »Währungsunion mit Wirtschaftsreform« für die DDR beschlossen worden war, rief der Vorsitzende des Wirtschaftsrates, Hans K. Schneider, die »Wirtschaftsweisen« unverzüglich erneut zusammen. Sie diskutierten die entstandene wirtschaftspolitische Situation. Schneider setzte ein Schreiben an Bundeskanzler Kohl auf, das am 9. Februar per Telefax ans Kanzleramt übermittelt wurde. Darin hieß es: »Mit Besorgnis verfolgt der Sachverständigenrat die jüngsten Überlegungen, die auf die baldige Einführung der Währungsunion mit der DDR hindrängen. Die Währungsunion sollte nach unserer Auffassung nicht am Beginn stehen.«44

			Offensichtlich befürworteten die Wirtschaftsweisen ein im Vergleich zur Strategie der Bundesregierung alternatives Vorgehen bei der Schaffung einer einheitlichen deutschen Wirtschaft und hielten dessen Realisierung für möglich. Noch entschiedener als sie hat Wilhelm Hankel, Wirtschaftsprofessor und in den sechziger Jahren im Bereich Finanzpolitik in verantwortlicher Stellung unter dem damaligen SPD-Wirtschaftsminister Karl Schiller tätig, die Frage nach der 1990 möglichen Alternative zu Art und Weise der Transformation, wie die Bundesregierung sie anpackte, beantwortet. In seinem 1993 veröffentlichten Buch über »Wege aus dem Wirtschaftsdesaster« schreibt er: »Nachdem die Bundesregierung bewusst einen Aufwertungsschock herbeigeführt hat, indem sie die DM nicht zu einem Umtauschsatz von 1:4 oder 1:5, wie es der Marktbewertung ungefähr entsprochen hätte, einführte, sondern zu dem ›unrealistischen‹ Satz von 1:1,8, darf sie sich nicht wundern, wenn statt des erhofften Wirtschaftswunders das Gegenteil eintritt – eine Wirtschaftskatastrophe. Dasselbe wäre ja auch in Westdeutschland eingetreten, wenn man die DM ähnlich brutal und über Nacht zum US-Dollar aufgewertet hätte.«45 Nach Hankel war es also Politikversagen, das das »Wirtschaftsdesaster« bewirkte: »Selten hat man eine Regierung erlebt, die so vieles in einer so entscheidenden Situation so falsch gemacht hat wie die, der die Geschichte die deutsche Wiedervereinigung in den Schoss geworfen hat.« Er nennt die (de facto)-Aufwertung der DDR-Mark bei gleichzeitiger uneingeschränkter Marktöffnung »die erste und folgenreichste aller sieben Todsünden der deutschen Wiedervereinigung«.46 Joffes Rechtfertigung, die Daten von 1991 zu benutzen, da sie gewissermaßen getreuer Ausdruck einer Minderleistung der DDR-Planwirtschaft in den Jahren zuvor gewesen seien, erscheint angesichts der Stellungnahmen von führenden westdeutschen Wirtschaftsforschern, gelinde gesagt, fehl am Platze.

			Man könnte meinen, Hankel habe, als er vom Wirtschaftsdesaster als Folge der Währungsunion sprach, vielleicht doch etwas übertrieben. Für den Wirtschaftshistoriker lässt sich das Ausmaß der Wirtschaftskatastrophe von 1990/91 einschließlich des Zeitraumes, um den eingetretenen Schaden wiedergutzumachen, wohl am ehesten in einem Vergleich mit den Auswirkungen der Weltkriegskatastrophe von 1945 auf Ostdeutschland messen. Für den Bereich der Industrie liegt vergleichbares Zahlenmaterial vor. Setzt man die Jahre vor dem Kollaps (1944 bzw. 1989) jeweils gleich 100%, dann war die Industrieproduktion im Jahre 0 (1945 bzw. 1990) auf 16 bzw. 51% gesunken. Im ersten Wiederherstellungsjahr (1946 bzw. 1991) lag das Industrieniveau, verglichen mit dem Ausgangsjahr in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ), bei 39%, in den neuen Bundesländern (NBL) bei 36%, im folgenden Jahr (1948 bzw. 1992) erreichte das Produktionsniveau in der Industrie eine Höhe von 44 bzw. 33%, um 1948 bzw. 1993 bei 50% bzw. 34% des Ausgangsniveaus zu liegen.47 Zwar war unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg die Lähmung der Industrieproduktion in Ostdeutschland deutlich ausgeprägter als in den der Währungsunion unmittelbar folgenden Monaten. Allerdings ging die Rekonvaleszenz in den der Katastrophe folgenden drei Jahren deutlich rascher vonstatten als in der ersten Hälfte der neunziger Jahre. Die Erklärung findet der Wirtschaftshistoriker darin, dass der Wiederaufbau in Ostdeutschland nach 1945 ungeachtet des 1946 teilweise vollzogenen Eigentumswechsels bei einem großen Teil der Industrieunternehmen im Wesentlichen innerhalb der alten Betriebsstrukturen erfolgen konnte, während diese ab 1990 im Ergebnis der Privatisierungen an westdeutsche Eigentümer und durch Verlust der osteuropäischen Märkte nach dem Ausscheiden der ostdeutschen Unternehmen aus dem osteuropäischen Kooperationsnetz weitgehend zerstört wurden.

			Doch zurück zu Josef Joffe: Die Argumentation des Herausgebers der »Zeit« steht auch für die zweite von ihm angeführte Abstiegsperiode der DDR auf schwankenden Füßen. Den Nachweis, dass es die Planwirtschaft gewesen ist, die die Hauptschuld am Absinken des DDR-Wirtschaftsniveaus im Vergleich zur Bundesrepublik verursacht hat, ist Joffe in Wirklichkeit schuldig geblieben. Der Journalist kann sich auch nicht damit herausreden, dass für den Zwischenzeitraum, also für die fünfziger, sechziger, siebziger und achtziger Jahre, noch keine Forschungsergebnisse zur Entwicklung der Wirtschaftskraft der DDR gemessen an der der Bundesrepublik vorgelegen hätten. Berechnungen dazu wurden bereits in der ersten Dekade des neuen Jahrhunderts am Zentrum für Historische Sozialforschung Köln von Gerhard Heske mit Unterstützung von Wissenschaftlern des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (Berlin) und des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle durchgeführt und in drei Bänden veröffentlicht. In diesen sind sowohl die für einen exakten Vergleich der beiden deutschen Wirtschaften angewandten Umrechnungsmethoden für das statistische Datenmaterial als auch die gewonnenen Ergebnisse publiziert worden.48

			Im Mittelpunkt von Heskes Berechnungen stehen das Bruttoinlandsprodukt der DDR und der BRD. Die wirtschaftliche Leistungskraft beider Staaten wird in der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Beschäftigten bzw. pro Kopf für den Zeitraum 1950 bis 1989 ausgewiesen. Die Leistungskraft der DDR, gemessen am Bruttoinlandsprodukt je Kopf, belief sich verglichen mit dem Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner in der BRD (= 100) gemäß den Angaben des Kölner Forschungsinstituts 1950 auf 39%. Sie ging in den fünfziger Jahren, anders als von Joffe suggeriert, nicht weiter zurück, wenn auch der Aufholprozess kaum in Gang kam. 1960 wurden erst 41% des BRD-Niveaus erreicht. Dieses eher Mithalten als Aufholen stand im deutlichen Gegensatz zu den Absichten und Zielstellungen der SED-Führung

			Das Ziel, »durch Erhöhung der Arbeitsproduktivität und Steigerung der Produktion Westdeutschland einzuholen und zu überholen«, wurde am 1. Oktober 1959 von der Volkskammer der DDR beschlossen, als diese dem »Gesetz über den Siebenjahrplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik in den Jahren 1959 bis 1965« zustimmte. Die DDR-Wirtschaft, so hieß es in einer weit verbreiteten Broschüre zur Popularisierung des Siebenjahrplanes, »wird im Verlaufe des Siebenjahrplanes eine höhere Arbeitsproduktivität als Westdeutschland erreichen«. Mit der Realisierung dieses Ziels war in Deutschland die Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung über die kapitalistische Gesellschaftsordnung zu beweisen.49 An den Ergebnissen von Heskes Berechnungen gemessen, erwies sich das von der SED-Führung gesetzte Ziel als völlig unrealistisch. Der Siebenjahrplan konnte nicht erfüllt werden und wurde ebenso wie die im März 1960 von der Staatlichen Plankommission ausgearbeitete »Vorläufige Zusammenfassung der Grundzüge der Volkswirtschaft der DDR bis 1975« im Jahre 1962 ad acta gelegt.50 Wie sich aus Heskes Berechnungen auch ergibt, beschleunigte sich der Aufholprozess der DDR-Wirtschaft bis 1965 nicht. Allein ein Rückfall konnte verhindert werden.

			Die hinter den im Siebenjahrplan gesetzten Zielen deutlich zurückgebliebene Wirtschaftsleistung der DDR, die deren Wachstumsschwäche offenbarte, führte dazu, dass 1963 von der SED-Führung eine Wirtschaftsreform zwecks beschleunigter Steigerung der Arbeitsproduktivität vor allem in der Industrie beschlossen wurde. Das Ziel, den Westen auf ökonomischen Gebiet einzuholen und zu überholen, wurde aber nicht fallengelassen. Vielmehr wurde die Wirtschaftsreform als geeignetes Mittel verstanden, das einmal gesteckte Ziel des Aufholens doch noch zu erreichen. In der im Juli 1963 verabschiedeten »Richtlinie für das neue ökonomische System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft (NÖS)« wurde dementsprechend die Gewissheit zum Ausdruck gebracht, dass das NÖS »das Gesicht unseres Wirtschaftslebens wesentlich verändern und die politische sowie ökonomische Kraft unseres Landes beträchtlich erhöhen wird«. Mit dem NÖS würde es gelingen, »im Interesse der gesamten (deutschen) Nation die Überlegenheit unserer sozialistischen Ordnung gegenüber dem kapitalistischen System in Westdeutschland auch auf ökonomischen Gebiet zu beweisen«.51 Einer zeitlichen Fixierung für das Einholen bzw. Überholen enthielten sich die Reformer allerdings Mitte der sechziger Jahre bei der Formulierung der Ziele des »Perspektivplans bis 1970«; ebenso wie im Falle der im April 1970 als Grundlage für die Ausarbeitung des Perspektivplanentwurfs 1971 bis 1975 beschlossenen »Grundsatzregelung für die Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus im Zeitraum 1971 bis 1975«.

			Wenn, wie in der »Grundsatzregelung« verkündet, in jenem Fünfjahrplanzeitraum die Produktion nach dem Prinzip »Überholen ohne einzuholen« entwickelt werden sollte, ging es unmittelbar nicht um ein ökonomisches Ziel, sondern darum, dass sich die DDR technisch-technologisch mit einem gewaltigen Sprung an die Spitze setzen wollte, um damit »die entscheidenden Grundlagen zu schaffen, um durch maximale Steigerung der Arbeitsproduktivität und Senkung der Kosten einen höchstmöglichen Zuwachs an Nationaleinkommen« zu erreichen.52 Das lauthals verkündete Prinzip zeugt jedoch davon, dass das wirtschaftliche Aufholen gegenüber der BRD vorrangiges Ziel geblieben ist und durch das »koordinierte Zusammenwirken von Prognostik, Strukturpolitik, strukturkonkreter Planung […] und der persönlichen materiellen Interessiertheit« schneller als bisher erreicht werden sollte.53 Denn das Aufholtempo unter den Bedingungen der Wirtschaftsreform genügte den Reformern um Walter Ulbricht – ungeachtet einiger erzielter Fortschritte – nicht. 1970 lag die Leistungskraft der DDR-Volkswirtschaft bei 45% des bundesdeutschen Niveaus.

			Ulbrichts Nachfolger Honecker betrieb im ersten Jahrzehnt seiner 1971 beginnenden Herrschaft gegenüber der BRD eine »Politik der Abgrenzung«. Die Verwirklichung des an den Erfordernissen der wissenschaftlich-technischen Revolution orientierten, hohe Investitionen erfordernden Prinzips »Überholen ohne einzuholen« wurde zugunsten einer Politik der Steigerung des Konsums, »Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik« benannt, aufgegeben. Wirtschaftliche Aufholziele wurden öffentlich nicht mehr propagiert. Die Aufgabenstellung, mit der DDR-Wirtschaft zu den »führenden westlichen Industriestaaten« und damit zur BRD aufzuschließen, blieb allerdings weiterhin bestehen, wollte man die Existenz der DDR nicht gefährden. Im Jahre 1980 lag das Bruttoinlandsprodukt der DDR pro Einwohner jedoch erst bei 51% im Vergleich zur BRD. In den achtziger Jahren stieg sie noch einmal leicht auf 55% (1989) an.54

			Auch die zwischen 2005 und 2013 veröffentlichten Berechnungen des Kölner Instituts für Historische Sozialforschung hätten dem Herausgeber der »Zeit« bekannt sein können. Nur durch vollständige Ignorierung des von Gerhard Heske durch Rückrechnung auf der Basis in der Bundesrepublik gewonnenen Datenmaterials konnte Joffe seine These vom kontinuierlichen Abstieg der DDR-Planwirtschaft aufrechterhalten, seine Behauptung, das Gegenmodell der DDR sei permanent und total gescheitert, wirtschaftsstatistisch »beweisen«.

			Dagegen unterstützen Heskes Daten des deutsch-deutschen ökonomischen Leistungsvergleichs eindrucksvoll Siegfried Wenzels in diesem Buch im Jahre 2000 veröffentlichte Einschätzung, die er aus den seinerzeit verfügbaren, nur sporadischen Berechnungen für einzelne Jahre gewinnen musste. (S. 34ff) Der heute jedem Interessierten mögliche Nachvollzug des Produktivitätswettbewerbs zwischen DDR und BRD ist gewissermaßen der wirtschaftsstatistische Beweis der von Siegfried Wenzel mehrmals getroffenen Feststellung, dass die DDR-Planwirtschaft sicherlich viele Fehler und Mängel gehabt habe, dass sie aber nichtsdestotrotz funktionstüchtig gewesen sei. Für den Leser, der eher geneigt ist, den Steiners und Joffes zu glauben, hat Wenzel jenen Satz niedergeschrieben, den ich wegen seiner Prägnanz und Überzeugungskraft an dieser Stelle noch einmal zitieren möchte: »[E]ine Volkswirtschaft [kann] nicht vierzig Jahre existieren, produzieren und reproduzieren […], die Versorgung der Wirtschaft und der Bevölkerung bei einem Pro-Kopf-Verbrauch für einen weiten Kreis grundlegender Bedürfnisse einschließlich Verkehr und Wohnungsbau auf einem hohen Niveau bis zum letzten Tag ihrer Existenz gewährleisten […], wenn sie sich in ihren Grundproportionen und auch in den vielfältigen wirtschaftlichen Verästelungen nicht im Wesentlichen proportional entwickelt hätte.« (S. 302) 

			Der Ursachenanalyse des »Aufholen-Wollens«, letztlich aber »Nicht-aufholen-Könnens« hat Siegfried Wenzel einen umfangreichen Abschnitt des ersten Kapitels in diesem Buch gewidmet. Auch dieser Teil seiner Publikation ist bis heute noch sehr lesenswert. Das zweite Kapitel behandelt die Zeit zwischen Wende und Beitritt. Die Monate zwischen Oktober 1989 und Oktober 1990 werden in der bundesdeutschen Geschichtsschreibung, die sich mehrheitlich an die geschichtspolitischen Vorstellungen hält, wie sie die Bundesregierung in den neunziger Jahren entwickelt hat, als Heldenzeit deutscher Politik gefeiert. 

			Siegfried Wenzel hat eines der vier Kapitel seines Buches den Ereignissen der Wendezeit und den ersten Jahren nach 1989/90 gewidmet. Er hat die in diesem Buch geschilderten Ereignisse – angefangen bei der im November 1989 eingeleiteten Wirtschaftsreformpolitik der Modrow-Regierung bis hin zur Währungsunion und zum Beginn der radikalen Privatisierungspolitik der »zweiten« Treuhandanstalt –, teilweise auch in prominenter Position, selbst miterlebt. Darauf habe ich bereits hingewiesen. Sein Arbeitsbereich war allerdings begrenzt. Um einen Gesamtüberblick über die wirtschaftliche Entwicklung in der Wendezeit zu erlangen, hat er seinerzeit bei den Recherchen allerdings nicht immer eine völlig befriedigende Antwort auf eine Reihe von Fragen finden können, welche sich bei einer unvoreingenommenen Analyse der Monate vor dem Anschluss der DDR an die Bundesrepublik für ihn ergeben hatten.

			Das sei an einem für die Entwicklung bedeutsamen Beispiel behandelt: Wenzel kommt auf die Regierungserklärung von Hans Modrow vom 17. November 1989 zu sprechen, in der dieser vorschlug, »die Verantwortungsgemeinschaft beider deutscher Staaten (Mitte der achtziger Jahre gegenüber der Verschärfung der Rüstungen der USA und UdSSR beschlossen – J. R.) durch eine Vertragsgemeinschaft zu untersetzen, die weit über den Grundlagenvertrag und die bislang geschlossenen Verträge und Abkommen zwischen beiden Staaten hinausgeht«55. Bundeskanzler Helmut Kohl reagierte am 28. November in einer Rede vor dem Bundestag auf das Angebot des DDR-Ministerpräsidenten positiv und konstatierte: »Wir sind bereit, diesen Gedanken aufzugreifen.« Kohl setzte sich in seiner Rede für die Bildung gemeinsamer Institutionen durch die Regierungen der DDR und der BRD ein, die Vorschläge für die Annäherung beider deutscher Staaten entwickeln sollten. Im Einzelnen wurden »ein gemeinsamer Regierungsausschuss zur ständigen Konsultation und politischen Abstimmung« vorgeschlagen, ebenso wie gemeinsame Fachausschüsse und »ein gemeinsames parlamentarisches Gremium«.56 Von Wiedervereinigung war damals nicht die Rede, lediglich von einer späteren Konförderation.

			Wo Wenzel Modrows und Kohls Konzepte vergleicht, ist er überrascht von der Ähnlichkeit der Vorschläge beider Staatsmänner. Er wundert sich über »die Tatsache der frappierenden Übereinstimmung der Grundlinie« und schlussfolgert, dass es sich bei den Konzepten damals »um eine realistische Alternative« zur späteren Vereinnahmung der DDR durch die BRD auf dem Wege der Wirtschafts- und Währungsunion gehandelt habe. Die Verwunderung über das Eingehen Kanzler Kohls auf die Vorstellungen des Ministerpräsidenten der DDR rührte bei Wenzel sicherlich daher, dass er selbst erlebt hatte, wie die Experten der Bundesrepublik in der gemeinsamen Kommission zur Vorbereitung der Währungsunion im April/Mai 1990 darauf gedrungen hatten, dass jedwede Ausgestaltung hin zur Währungsunion entsprechend den Vorstellungen aus Bonn beschlossen werde sollte. Durchaus gerechtfertigt ist Wenzels Frage, ob Kohl Modrows Reformvorstellungen schon vorher gekannt habe und sich hatte von ihnen inspirieren lassen. (S. 125ff) 

			Heute wissen wir auf Wenzels Vermutungen eine Antwort, die dem Leser nicht vorenthalten werden soll: Seitens der Bundesregierung wurde, seitdem Erich Honecker und Günter Mittag Ende Oktober 1989 abgetreten waren, intensiv eruiert, welche politischen Vorstellungen die neue DDR-Führung hegte und wie man sie für die in Bonn angestrebte Weiterentwicklung der deutsch-deutschen Beziehungen nutzen könnte. Man sah also im Herbst 1989 vom Rhein gespannt nach Ost-Berlin – weniger auf die Bürgerbewegung, die man für regierungsunfähig hielt57, als auf die Nachfolgeregierung der SED-Reformer – und war bestrebt, so rasch wie möglich Informationen über die Ziele der neuen DDR-Spitze zu gewinnen. 

			So hieß es in einem Material des Bundeswirtschaftsministeriums, das vom 19. Oktober 1989 datiert ist, einen Tag nachdem Honecker und Mittag aus ihren Funktionen ausgeschieden waren: »Die Ablösung von Dr. Mittag zeigt, dass offenbar die Führung der DDR selbst nicht mehr daran glaubt, daß das starre planwirtschaftliche System die Lösung der schwierigen Aufgaben bewirken kann.«58 Am 26. Oktober nahm der Bundeskanzler mit dem keine zehn Tage zuvor vom Politbüro zum Generalsekretär der SED gewählten Egon Krenz erstmals Kontakt auf. Am 11. November versicherte Kohl Krenz, dass die Wiedervereinigung für ihn »nicht auf der Tagesordnung« stünde. Der Bundeskanzler betonte dem Generalsekretär gegenüber, sich dafür einzusetzen, »dass wir zu vernünftigen Beziehungen kommen«59.

			Welche Wirtschaftsreformen die SED-Führung nach dem Abgang Honeckers und des Wirtschaftssekretärs des ZK der SED Günter Mittag beabsichtigte, dafür zeigte die politische Führung in der Bundesrepublik größtes Interesse. Prominente Angehörige der politischen Klasse der DDR, die unmittelbar nach dem Umbruch in der SED-Führung in die Bundesrepublik reisten oder bundesdeutsche Politiker in der DDR empfingen, wurden mit Fragen über beabsichtigte Reformen des wirtschaftlichen Systems in der DDR nahezu bestürmt. 

			Am 23. Oktober 1990 übermittelte der Direktor des Instituts für Internationale Politik und Wirtschaft in Ostberlin und Mitglied verschiedener in Stockholm, Wien und New York angesiedelter internationaler Organisationen, Max Schmidt, nach einer Tagung über Ost-West-Beziehungen in Frankfurt am Main eine Information an Generalsekretär Egon Krenz, in der er über »eine Reihe persönlicher Gespräche mit Politikern der BRD«, darunter Lothar Späth, Kurt Biedenkopf, Karsten Voigt, Björn Engholm und Walter Leisler Kiep, berichtete. Es bestünde, so Schmidt, Erleichterung darüber, dass die Parteiführung der DDR zur Handlungsfähigkeit zurückgefunden habe. Das entspräche auch dem grundlegenden Interesse der meisten BRD-Politiker an der Stabilisierung der Lage in der DDR und ihrer Auffassung, dass sich das Verhältnis zwischen beiden Staaten – trotz der schwierigen gegenwärtigen Situation – wieder positiv gestalten und entwickeln müsse. Im Grunde sei man – Schmidt bezieht sich dabei besonders auf Späth und Kiep – »aufeinander angewiesen, um die Dinge in Mitteleuropa in Griff zu halten. Eine Beruhigung der Lage in der DDR sei dazu nötig, aber auch Stabilitätshilfe seitens der Bundesrepublik. Dies werde zwar gegenwärtig von vielen Aufgeregtheiten und Emotionen auf beiden Seiten überlagert, werde sich aber durchsetzen.«60 Kiep habe, berichtete Max Schmidt in seinem Report an Egon Krenz weiter, die Bereitschaft »großer Teile der BRD-Wirtschaft zur Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen mit der DDR« zum Ausdruck gebracht. Natürlich, so Schmidts Eindruck, »wolle man nicht nur aus humanitären Gründen helfen, sondern Geschäfte machen – dies aber auf lange Sicht und auf höherer Ebene. In diese Richtung denken Siemens, VW und viele andere. Die Hoffnung gehe dahin, dass sich die künftigen Verantwortlichen für die Wirtschaft (der DDR) etwas beweglicher zeigen würden. Herrn Mittag habe man viele Angebote gemacht, von denen man nicht wisse, ob sie überhaupt über ihn hinausgegangen sein. Mehr Flexibilität erwarte man bei neuen Kooperationsformen, vor allem in der Industriekooperation. Vielleicht solle man auch ein nicht zu aufwändiges Beispiel für (in der DDR bis dato nicht zugelassene – J. R.) Joint Ventures schaffen.« Sowohl Kiep als auch Späth, so Schmidt, hätten angeboten, »nach der Wahl eines neuen Wirtschaftssekretärs für weitreichende Gespräche zur Verfügung zu stehen«.61 Generell hielte man es im Westen für günstig, »wenn die Gestaltung eines normalen und zukunftsreichen Verhältnisses zwischen beiden deutschen Staaten in der nächsten öffentlichen Rede des neuen Generalsekretärs noch deutlicher angesprochen werde«.62

			Die grundsätzlich weiterhin bestehende Bereitschaft der bundesdeutschen Seite, mit den Regierungsverantwortlichen in der DDR zu kooperieren, die sich aus Max Schmidts Ausführungen herauslesen lässt, findet sich auch in den Berichten über andere informelle Gespräche wieder, die zwischen Ende Oktober und Ende November 1989 geführt worden sind. So signalisierte das Wirtschaftsministerium der BRD den DDR-Verantwortlichen, »dass der Bundesminister für Wirtschaft bereit sei, zu einem möglichst baldigen Zeitpunkt mit dem Nachfolger von Dr. Mittag zu einem Gespräch über die anstehenden Probleme zusammenzukommen«.63 Das klang nicht danach, dass man mit diesen Treffen bis zur nächsten Leipziger Frühjahrsmesse warten wollte. Die DDR-Führung, so zumindest der Vorschlag von Alexander Schalck-Golodkowski, noch Mitglied des Wirtschaftskomitees beim Politbüro des ZK der SED, an seinen Generalsekretär, solle signalisieren, sie sei »bereit, das ihrige zu tun, um auf der Basis der Gleichberechtigung und zum gegenseitigen Vorteile auf vielen Gebieten weitergehende Schritte der Zusammenarbeit mit der BRD zu sondieren und zu verhandeln«. Seinem Generalsekretär legte er folgende DDR-Botschaft an die BRD-Führung in den Mund: »Wir wollen einen Beitrag leisten, um unsere Beziehungen auf eine neue Stufe zu heben und ein friedliches und geregeltes Nebeneinander beider deutscher Staaten zu ermöglichen. Inwieweit diese neuen Chancen genutzt werden können, wird jedoch wesentlich davon abhängen, dass die BRD ebenfalls eine Politik der Sachlichkeit, der Vernunft und des guten Willens gegenüber der DDR verfolgt.« Schalck-Golodkowski vergaß nicht zu erwähnen, dass die angestrebten Veränderungen in den deutsch-deutschen Beziehungen nur erreicht werden könnten, wenn die Bemühungen darum »nicht durch ständige Einmischung in die inneren Angelegenheiten der DDR behindert oder sogar gefährdet werden«.64

			Wenig später, am 15. November, sprach Schalck-Golodkowski mit Kanzleramtsminister Rudolf Seiters in Bonn.65 Zwei Tage zuvor war Hans Modrow, der bisherige Vorsitzende der SED-Bezirksleitung Dresden, zum neuen Vorsitzenden des Ministerrats der DDR gewählt worden. Am 17. November gab der Ministerpräsident vor der Volkskammer seine Regierungserklärung ab, am Folgetag stellte er sein Kabinett vor. Am 20. November fand ein Gespräch von Kanzleramtsminister Seiters mit Modrow und Krenz im Staatsratsgebäude der DDR statt. Seiters versicherte, dass »die BRD zu umfassender Unterstützung unter bestimmten Voraussetzungen bereit sei: Entscheidend für die neue Dimension der Hilfe sei für die BRD die Frage, wie weit der Reformprozess in der DDR verbindlich und unumkehrbar sei. Dazu gehörten auch solche Themen wie freie Wahlen, Zulassung von neuen Parteien und Wählergemeinschaften, Änderung der Verfassung. Er sei interessiert, dazu die Meinung der führenden Persönlichkeiten der DDR zu hören, damit er dem Bundeskanzler Kohl berichten könne. Er sei auch interessiert, über die Wirtschaftsreform etwas zu erfahren. Schließlich gebe es einige wichtige Einzelfragen, z.B. West-Ost-Verkehr, Mindestumtausch, Umweltschutz, Verbesserungen im Postverkehr, über die er sprechen wolle.«66 Sehr deutlich wurde in diesem Gespräch, dass der Kanzleramtsminister Informationen für seinen Chef sammelte.

			Wenzel, dem die hier zitierten Dokumente über die deutsch-deutschen Konsultationen vom Oktober und November 1989 nicht bekannt waren, vermutet im vorliegenden Band noch, dass das Kohlsche Konzept unabhängig von Reformvorstellungen in der SED-Führung entstanden war. Wir wissen heute in Auswertung einer ganzen Reihe von Gesprächsprotokollen, dass der Zehn-Punkte-Plan von Helmut Kohl auf Kenntnis der Vorstellungen beruhte, die Hans Modrow in Vorbereitung seiner Regierungserklärung entwickelt hatte. Die von Modrow zusammen mit Christa Luft und Schalck-Golodkowski erarbeitete Strategie konnte den Bonner Kanzler also nicht mehr überraschen. 

			Kohl war im November 1989 entschlossen, das von Modrow angeregte, auf gegenseitigem Respekt beruhende Vertragsgemeinschaftsprojekt voranzutreiben. Unter dieser Voraussetzung trafen sich die beiden deutschen Regierungschefs am 18./19. Dezember in Dresden. Modrow resümierte seine Verhandlungen mit Kohl in Dresden – im Mittelpunkt stand ein zwei Stunden langes Vieraugengespräch im Appartement »Ludwig Richter« des Hotels »Bellevue« – später so: »Wir erzielten volle Übereinstimmung, eine gemeinsame Willenserklärung über die Gestaltung einer Vertragsgemeinschaft abzugeben. Gleich nach dem Jahreswechsel sollten Verhandlungen darüber auf Ministerebene beginnen. […] Es war zu spüren«, erinnerte sich Modrow weiter, »dass Kohl in der unbedingten Absicht gekommen war, freundlich zu sein und keinen Konflikt zu schaffen.« Der Bundeskanzler habe sich auch in Dresden »aufgeschlossen, nicht abweisend gezeigt«.67

			Tatsächlich begannen im Januar 1990 Expertenkommissionen in Bonn und Berlin unabhängig voneinander, konkrete Vorschläge für eine Vertragsgemeinschaft auszuarbeiten. So wie sich die Regierungserklärungen beider Staatschefs vom November geähnelt hatten, so kamen sich auch die Mitte Januar 1990 fertiggestellten Entwürfe der »Verträge über Zusammenarbeit und gute Nachbarschaft« nahe. Wenn der Bundeskanzler sich in der zweiten Januarhälfte eines anderen besann und vom Konzept des schrittweisen Aufeinanderzugehens zu einer Politik des raschen Anschlusses der DDR an die Bundesrepublik, eingeleitet durch eine Währungsunion, überging, dann hatte das vor allem wahltaktische Gründe.68 Das lässt sich heute, auf Grundlage einer Reihe von publik gemachten Protokollen aus dem Bundeskanzleramt, von Historikern rekonstruieren. Siegfried Wenzel wusste darüber beim Abfassen der entsprechenden Passage seines Buches allerdings noch nichts. Als die DDR-Expertenkommission, der auch Wenzel angehörte und die ursprünglich die nächsten Schritte der Annäherung zwischen beiden deutschen Staaten gemäß dem Vertragsgemeinschaftskonzept konkret vorbereiten sollte, antrat, hatte sie nach Kanzler Kohls Kehrtwende Anfang Februar in den folgenden Monaten kaum eine Chance, mit den Experten aus Bonn für die DDR-Wirtschaft erträgliche Konditionen für die inzwischen unvermeidlich gewordene Währungsunion auszuhandeln. 

			Teil III

			Siegfried Wenzels Buch ist erstmals im Jahre 2000 aufgelegt worden. Er hatte also Zeit, den mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion beginnenden Transformationsprozess von der Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft bundesdeutscher Prägung zu verfolgen und zu analysieren. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse stimmten ihn für die weitere Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft pessimistisch. Wenzel schrieb von einer »grundlegenden Fehlkonstruktion dieses in Deutschland einmaligen Transformationsprozesses«. (S. 185) Die unmittelbaren negativen Folgen einer durch Schocktherapie und Totalprivatisierung bewirkten Periode negativen Wachstums seien Mitte der neunziger Jahre vorbei gewesen, stellt Wenzel fest. Aber er vermisse weiterhin den »selbsttragenden Aufschwung«, von dem in Regierungskreisen immer wieder die Rede gewesen sei. (S. 159f) Der könne nur zustande kommen, wenn die erforderliche Rationalisierung der verbleibenden industriellen Unternehmen durch Investitionszuschüsse zur Angleichung des Produktivitätsniveaus des Ostens an den Westen Deutschlands vorangetrieben würde. (S. 160) Die dazu notwendige Bereitwilligkeit westdeutscher Unternehmen und Regierungsinstitutionen vermisste Wenzel auch noch 1998/99, als er sein Buch ausarbeitete. War sein pessimistischer Blick auf die Wirtschaft in den neuen Bundesländern berechtigt? Oder war Siegfried Wenzel zu ungeduldig? Hat er sich bei der Beurteilung der Entwicklung der neuen Bundesländer im Jahrzehnt nach 1990 zu sehr von ostdeutschen Wünschen tragen lassen? 

			Zur Beantwortung dieser Fragen müssen wir darauf eingehen, was sich hinsichtlich des Aufholens der neuen Bundesländer auf dem Gebiet des Produktivitätsniveaus gegenüber den alten Bundesländern zwischen der Veröffentlichung von Wenzels Buch und heute, fünfzehn Jahre später, getan hat.

			Eine konkrete Antwort auf diese Frage ist heutzutage – wenigstens bis zum Jahre 2013 – möglich, da das Institut der deutschen Wirtschaft Köln, eines der sechs als Ratgeber der Bundesregierung firmierenden Wirtschaftsinstitute der Bundesrepublik, seit dem Jahre 2001 die Ergebnisse seiner Forschungen zum Niveauvergleich der neuen und der alten Bundesländer veröffentlicht.69 Ausgangspunkt für die Ost-West-Vergleiche des Instituts ist das Jahr 1991. In jenem Jahr lag die Leistungskraft der Wirtschaft der neuen Bundesländer, gemessen am Bruttoinlandsprodukt je Einwohner – das ist schon erwähnt worden – bei einem Drittel (33%) derjenigen der alten. Nach Heske betrug 1989 diese Kennziffer für die DDR 55%.70 Das ostdeutsche Leistungsniveau war also im Vergleich zum westdeutschen, bezogen auf die bei wirtschaftswissenschaftlichen Untersuchungen üblicherweise verwendete Kennziffer zur Messung der Leistungskraft einer Wirtschaft, von der Hälfte auf ein Drittel gesunken. Diese Kennziffernentwicklung bestätigt Wenzels Feststellung, dass am Anfang des ostdeutschen Transformationsprozesses eine Fehlkonstruktion gestanden habe. 1995 war der durch die Schocktherapie eingetretene zusätzliche Rückstand überwunden, vor allem durch massive West-Ost-Transfers in Form von Investitionszuschüssen. In jenem Jahr beliefen sich die Investitionen in den neuen Ländern je Einwohner auf das Anderthalbfache (149%) des westdeutschen Niveaus.71 Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf erreichte nunmehr 59% des Westniveaus. Danach aber wurden die West-Ost-Transfers eingeschränkt. In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre konnte dann von einem Aufholen kaum noch die Rede sein. Der Rückstand, der 1995 bei 41% Prozentpunkten gelegen hatte, verringerte sich bis zum Jahre 2000 lediglich auf 40%, d.h. die Position der neuen Bundesländer im Leistungsvergleich verbesserte sich gerade einmal um einen Prozentpunkt.

			Diese Verlangsamung des Aufholtempos entging Wenzel nicht, sie beunruhigte ihn. Die von der Regierung Kohl angestrebte Konvergenz des Wirtschafts- und Wohlstandsniveaus der beiden ehemals getrennten Regionen Deutschlands – der Kanzler hatte 1990 für den Osten die inzwischen viel zitierten »blühenden Landschaften« vorausgesagt – mache es erforderlich, schreibt Wenzel, »den Finanztransfer West–Ost auf absehbare Zeit nicht nur nicht zu senken, sondern stattdessen weiter zu erhöhen«. (S.115) Wenzels Warnung erwies sich als berechtigt. Die Investitionszuschüsse, die in die neuen Länder flossen, wurden in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre schrittweise verringert. Im Jahr 2000 lag das ostdeutsche Investitionsniveau pro Einwohner lediglich noch bei 110% des westdeutschen. Weitere Investitionskürzungen folgten. Fünf Jahre später belief sich das Investitionsniveau im Osten nur noch auf 77% und 2011 auf 75% der Investitionen je Kopf der Bevölkerung, die in den alten Bundesländern getätigt wurden. Ein weiteres Aufholen Ostdeutschlands – das hatte Wenzel bereits im Jahre 2000 vorausgesagt – war unter diesen Bedingungen kaum mehr möglich. Er sollte recht behalten. Das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner belief sich im Jahre 2005 auf 66% und im Jahre 2013 sogar nur auf 65% des Niveaus der alten Bundesländer.72 Die Konvergenz der Wirtschaftsleistung, mit der Kanzler Kohl intern innerhalb von drei bis vier Jahren nach 1990 gerechnet hatte73, ist fast ein Vierteljahrhundert später nicht nur nicht erreicht, vielmehr stagniert der Angleichungsprozess der Wirtschaft der beiden Regionen seit fast einem Jahrzehnt. 

			Im Mai 2014 wurde der langjährige Präsident des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, Ulrich Blum, während eines Interviews gefragt, ob er nicht einräumen müsse, »dass eine Angleichung der wirtschaftlichen Leistungskraft Ost nicht in Sicht ist«. Blums Antwort: »Das ist richtig, und das haben wir bereits vor fünf Jahren in aller Breite und Tiefe thematisiert, ohne dass die Politik das hören wollte. […] Der Osten,« fährt Blum fort, »ist strukturell eine 70-Prozent-Ökonomie des Westens. Die Investitionen sind insgesamt zu gering. Wir investieren unser Geld im Ausland. In Ostdeutschland wirkt sich das besonders schlimm aus.«74

			Für den gelernten Marktwirtschaftler sind diese Tatsachen schwer zu verkraften. Das Aufholtempo der neuen Bundesländer zwischen 1995 und 2013 (im Durchschnitt 0,44 Prozentpunkte pro Jahr) war nicht wesentlich besser als das der DDR-Wirtschaft gegenüber der bundesdeutschen zu DDR-Zeiten zwischen 1975 und 1989 (0,35 Prozentpunkte pro Jahr). Dieses Ergebnis unterstreicht Wenzels wiederholt geäußerte Auffassung, dass man die Ursache dafür, dass die DDR nicht zum Leistungsniveau der Bundesrepublik hatte aufholen können, nicht allein auf deren planwirtschaftliche Strukturen zurückzuführen könne. Selbst wenn man die Jahre der Schocktherapie und ihrer Überwindung abrechnet, befindet sich der Osten Deutschlands ohne Planwirtschaft heute in einer ganz ähnlichen Situation wie unter planwirtschaftlichen Bedingungen vor 1989 – das Tempo der Konvergenz der wirtschaftlichen Leistungskraft steht in keinem Verhältnis zu den Zielsetzungen der Regierenden, ob diese nun Ulbricht bzw. Honecker oder Kohl, Schröder bzw. Merkel heißen.

			Wenn aber der offensichtlich nur schwer bzw. nicht aufzuholende Rückstand der ostdeutschen Wirtschaftsleistung gegenüber der des Westens nicht allein auf das ordnungspolitische System zurückgeführt werden kann, worauf dann? Diese Frage hat sich auch Siegfried Wenzel schon gestellt. Eine der wichtigen Ursachen sieht er darin, dass nach vollzogener Privatisierung und Deindustrialisierung in den neuen Bundesländern »im Wesentlichen eine ›Filialökonomie‹ westdeutscher Mutterhäuser übrig geblieben ist«. (S. 193) Damit hat er frühzeitig erkannt, was die meisten Wirtschaftswissenschaftler bei der Ursachenanalyse für die mangelnde Kraft der ostdeutschen Wirtschaft erst später zu diskutieren begannen. Zunächst ist jedoch zu klären, was unter einer Filialökonomie zu verstehen ist und warum sie als Bremse im Aufholprozess wirkte und noch immer wirkt. 

			In Industriezweigen oder Ländern, in denen die Filialökonomie vorherrscht, wird oft von »verlängerter Werkbank« gesprochen. Diese Formulierung betont die technologische Seite dieser Beziehung. Der Begriff »Filialökonomie« ist insofern vorzuziehen, als er nicht nur auf die gravierenden technologischen Asymmetrien (Beschränkung der Produktion des betroffenen Betriebs auf Komponenten bzw. auf die Ausführung einzelner Arbeitsgänge am Produkt) fokussiert ist, sondern auch die sich daraus ergebenden ökonomischen Asymmetrien unmittelbar anspricht. Denn nicht nur über die Technologieentwicklung, auch über das Marketing des Filialbetriebs wird im Stammunternehmen entschieden. Ebenso sind die sozialen Asymmetrien (im Filialbetrieb fehlt das höhere, teilweise auch das mittlere Management, überwiegen die ungelernten bzw. angelernten Arbeiter) bei dieser Begriffsbildung berücksichtigt.

			Zum besseren Verständnis des eigentlich nur von Fachleuten benutzten Begriffes »Filialökonomie« sei hier auf ein – zugegeben drastisches, aber eben anschauliches – Beispiel eines Filialbetriebs verwiesen. Der VEB Bekleidungswerk Falkensee bei Berlin im Kombinat Oberbekleidung Berlin wurde nach 1990 von der Treuhandanstalt an den hessischen Textilproduzenten Helsa privatisiert. Die Herstellung von Damenoberbekleidung wurde nach der Übernahme des Kombinatsbetriebs eingestellt, das Werk neu ausgerüstet und den Bedürfnissen des europaweit arbeitsteilig agierenden Unternehmens angepasst. Der Falkenseer Betrieb stellte nunmehr nur noch eine Komponente her: Schulterpolster. Das Material für die Schulterpolster wurde aus anderen Helsa-Betrieben angeliefert. Das Endprodukt ging an die weiterverarbeitenden, d.h. Damenbekleidung herstellenden Betriebe des Unternehmens. Anstatt also wie zu DDR-Zeiten ein Betrieb mit der gesamten Wertschöpfungskette zu sein, war das Werk zu einem bloßen Filialbetrieb mit der niedrigsten Wertschöpfung geworden. Die Anweisungen zur Gestaltung des täglichen Produktionsablaufs kamen über den Ticker. Im Filialbetrieb waren fortan nur noch Vorarbeiter nötig; die Managementebene entfiel gänzlich.75

			Von Filialökonomie muss man also sprechen, wenn sich erstens in einem Land, das über ein räumlich ausgedehnten Netz von Industriebetrieben verfügt, der Stammbetrieb des Unternehmens außerhalb der Region bzw. in einem anderen Land befindet, die Akteure von außerhalb über die Produktion und die Struktur des Betriebes entscheiden, und wenn zweitens diese Erscheinung nicht nur massenhaft auftritt, sondern auch einseitig ist, d.h. die betroffene Region selbst nicht über Stammbetriebe in nennenswerter Zahl verfügt, die wiederum Filialunternehmen in anderen Regionen besitzen. Angesichts der ostdeutschen Filialökonomie wird die Frustration des damaligen Beauftragten der Bundesregierung für die neuen Länder, Rudi Geil, verständlich, der auf einer Tagung der Industrie- und Handelskammer in Chemnitz im März 1998, einige Jahre nachdem das ostdeutsche Telekommunikationsnetz auf westdeutsches Niveau gebracht worden war, feststellen musste: »Die [telekommunikativen] Strukturen in Ostdeutschland ließen ohne weiteres zu, einen großen Konzern aus einem der neuen Länder zu leiten. Es müsse als ›Warnsignal‹ betrachtet werden, dass nach acht Jahren deutsche Einheit noch immer kein großes Westunternehmen und keine Bank ihren Hauptsitz in den neuen Ländern habe.«76

			Warum der Ostbeauftragte der Bundesregierung diese Entwicklung beklagte, wird deutlich, wenn man sich die Nachteile der Filialkökonomie vor Augen führt:

			1. Es fließt Gewinn in Form von Zinsen, Dividenden und Geschäftsdienstleistungen aus der Region bzw. dem Land. Das regionale Steueraufkommen vermindert sich dadurch.

			2. Bestimmte Funktionen des Unternehmens werden (nur) im Stammbetrieb ausgeübt. Im Ergebnis treten in der Region Lücken auf. Vermisst werden Firmenfunktionen wie Planung der Marktexpansion, die Entscheidung über die Lage neuer Werke bzw. die Schließung vorhandener, über die Beförderung (bzw. Entlassung) von Leitungspersonal und über die Ansiedlung bzw. Abwicklung Forschung und Entwicklung im Filialbetrieb.

			3. Es entwickelt sich nur begrenzt ein einheimisches Management. Wegen geringer Zukunftsaussichten wandert der qualifizierte Nachwuchs ab. 

			4. Die Initiative des Filialbetriebs wird durch Entscheidungen des Stammbetriebs beschränkt.

			5. Der Filialbetrieb wird von der Produktionsneuentwicklung durch Importe vom Technologien aus dem Stammbetrieb bzw. dem Ausland abgehalten.

			6. Filialbetriebe haben in der Regel ein geringeres Produktionssortiment als unabhängige Betriebe. Es tritt dadurch häufig der Verlust traditioneller Warenzeichen ein. Die Betriebsbelegschaften verlieren ein wesentliches Moment der Identifizierung mit dem Betrieb.

			7. Die Zulieferungen für den Filialbetrieb kommen zu einem beträchtlichen Teil aus anderen Konzernbetrieben, d.h. nicht aus der Region, in der sich der Filialbetrieb befindet.

			8. Der Filialbetrieb exportiert nur diejenigen Produkte, mit denen den Erzeugnissen des Stammbetriebes keine Konkurrenz gemacht wird. 

			9. Veränderungen in der Konzernstrategie, die zu Umstrukturierungen führen, schlagen oft unangemessen heftig (bis hin zur Werksschließung) auf den Filialbetrieb durch.

			 10. Bei Konjunkturschwankungen werden Filialbetriebe eher geopfert, als dass gravierende Produktions- und personelle Einschränkungen beim Stammbetrieb zugelassen werden.

			Natürlich musste auch in Ostdeutschland die Privatisierung nicht mit der Umwandlung der einstigen volkseigenen Betriebe (VEB) in Zweigwerke enden. Unter den zirka 4000 von der Treuhandanstalt an Westunternehmen privatisierten Industriebetrieben der DDR befinden sich einige Dutzend, die ein volles Produktionsprogramm aufweisen und fast alle Managementfunktionen besitzen, wie etwa das Werk von BMW Rolls Royce in Dahlewitz und das Werk von DaimlerChrysler in Ludwigsfelde, beide südlich Berlins gelegen.77 Die Chance, kein Filialbetrieb zu werden, war – statistisch gesehen – größer, wenn ein ostdeutscher Betrieb an ein nicht-deutsches Unternehmen privatisiert wurde. Und sie war besonders groß in jenen Fällen, in denen ostdeutsche Regionalregierungen tatsächlich Einfluss auf ostdeutsche Unternehmen ausüben konnten, was in der Regel nicht der Fall war. Anders war das bei der Jenoptik GmbH, jenem Teil des ehemaligen Kombinats Carl Zeiss Jena, der nicht an das westdeutsche Zeiss-Unternehmen, also nicht nach Oberkochen in Baden-Württemberg, privatisiert worden war. Da sich für den »Rest«, d.h. für die Produktion von Feldstechern, Leiterplatten, Rationalisierungstechnik usw. kein Investor interessierte, avancierte Jenoptik unter Leitung des ehemaligen baden-württembergischen Ministerpräsidenten Lothar Späth, der bereits bei den Privatisierungsverhandlungen zwischen dem westdeutschen Zeiss-Unternehmen und der Treuhandanstalt vermittelt hatte, notgedrungen zum Eigentum des Freistaats Thüringen.78

			Der Vorstandsvorsitzende der Jenoptik GmbH hat sich in einem Interview 1995 sehr deutlich darüber geäußert, warum er darauf verzichtet habe, Chef der Zeiss Jena zu werden, und sich stattdessen für den verbliebenen »Rest« des Stammbetriebs des Zeiss-Kombinats entschieden habe: »Es war zwischen Treuhand und Zeiss von Anfang an klar, dass Carl Zeiss Jena eine Tochtergesellschaft von Oberkochen wird. Mich reizte aber die Chance, eine richtige ostdeutsche Firma aufzubauen.« Gefragt, was er darunter verstehe, antwortete Späth: »Wir sind nicht den Weg vieler Unternehmen gegangen, bei denen das Management, der Vertrieb, die Forschung und Entwicklung im Westen sitzen und im Osten nur die Produktion mit der niedrigsten Wertschöpfung hergestellt wird. […] Das Wichtigste ist, dass der Konzernsitz in Jena bleibt und nicht ferngesteuert wird. In Jena wird entschieden – nicht in München oder Frankfurt.«79

			Im Frühjahr 1999 wies einer der besten Kenner der ostdeutschen Wirtschaft, der Sonderbeauftragte einer der Treuhandnachfolgeinstitutionen, Klaus von Dohnanyi, erneut auf ungünstige Strukturen in der Industrie der neuen Bundesländer hin, die als eine »natürliche« Konsequenz der Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft zur Filialökonomie anzusehen seien: Das Fehlen einer Gesamtstrategie für die Region. Es mangele der deutschen Gesellschaft noch immer an einem »geschlossenen, ehrlichen, langfristigen Aufbaukonzept Ost«, so Dohnanyi 2000 auf der Industriemesse in Hannover während seines Vortrags: »Zehn Jahre Wiedervereinigung – eine Zwischenbilanz«. Ein derartiges Konzept sei weniger eine Frage des Geldes als des Durchdenkens, wie die begrenzten Mittel in der ostdeutschen Wirtschaft und Infrastruktur »optimal und kreativ« eingesetzt werden könnten. Hauptaufgabe müsse es sein, eine Antwort darauf zu finden, wie der industrielle Besatz erhöht und den Herstellern aus den neuen Ländern mehr Markt gesichert werden könne.80

			Nach allem, was bisher über das Wesen der Filialökonomie gesagt wurde, ist das Management in diesen Filialbetrieben (soweit dort überhaupt vorhanden) nicht in der Lage, »optimal und kreativ« auf die Herausforderungen des Marktes und die Möglichkeiten, die die Region bietet, zu reagieren. Zu einem »langfristigen Aufbaukonzept« wird es wohl auch nicht kommen, solange die neoliberale Auffassung dominiert, »dass der Markt es schon richten werde«. Rudi Geil hat 1998 vergeblich auf den marktkonformen Weg zur Gesundung der ostdeutschen Wirtschaft durch Zurückdrängung der Filialökonomie gehofft. Die für einen selbsttragenden Aufschwung in den neuen Bundesländern notwendigen Strukturen fehlen bis heute. 

			Als genauer Beobachter der ostdeutschen Wirtschaftsentwicklung im ersten Jahrzehnt unter marktwirtschaftlichen Bedingungen sah Siegfried Wenzel die mit der (alleinigen) Marktregulierung verbundenen Probleme. Als jemand, der jahrzehntelang im Zentrum der Lenkungszentrale der Wirtschaft mittels Plan tätig gewesen war, kannte er wie kaum ein anderer auch die Schwächen der Wirtschaftslenkung (nur) über den Plan. Um so interessanter sind Wenzels Ausführungen darüber, wie seiner Meinung nach die zukünftige Lenkung der Wirtschaft aussehen sollte. Er kam aufgrund seiner Erfahrungen und Beobachtungen zu dem Schluss, dass der Ersatz der neoliberalen Marktwirtschaft durch eine planwirtschaftliche, zentralgeleitete Verwaltungswirtschaft zwar möglich sei – wie es das Beispiel DDR bewiesen hat, dass die Planwirtschaft funktionsfähig ist – , jedoch der Marktwirtschaft in Funktionalität, Effizienz und Mobilisierung des individuellen Interesses an höchstmöglichen Ergebnissen des Wirtschaftens unterlegen sei. Eine wesentliche Schlussfolgerung aus Wenzels beruflichen Erfahrungen ist, dass »die Verwirklichung einer wissenschaftlich begründeten Planung und ihre Verbindung mit durch Rahmenbedingungen gesellschaftlich kontrollierten Marktmechanismen ein Hauptweg der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung zum Wohle der Menschen werden muss und auch werden kann.« (S. 294) 

			Dieses Fazit ist eingebettet in umfassende prognostische Ausführungen. Angesichts der seit einigen Jahren unter den Linken z.T. mit großer Heftigkeit und kontrovers geführten Diskussion darüber, welche Rolle Plan und Markt in einer zukünftigen Wirtschaftsordnung jenseits des Finanzkapitalismus zukommen soll81, sind diese von großer Aktualität. Das Besondere, das Wertvolle an Wenzels Betrachtungen zur Zukunft von Plan und Markt als volkswirtschaftliche Lenkungsmethoden besteht darin, dass seine Vorschläge nicht von einem Wirtschaftstheoretiker stammen, der ein Modell entwickelt und anpreist, sondern von einem Wirtschaftslenker mit langjähriger Leitungspraxis, der sich nicht nur von ökonomische Kategorien, sondern auch von seinen praktischen Erfahrungen leiten lässt.

			Gleiches gilt für seine Erläuterungen zum Eigentum an Produktionsmitteln, dessen Rolle in einer zukünftigen Wirtschaftsordnung in den gegenwärtigen Diskussionen der Linken ebenfalls umstritten ist.82 Wenzel vertritt die Auffassung, dass privates Eigentum an Klein- und Mittelbetrieben auf lange Zeit ein grundlegender, ja, unentbehrlicher Bestandteil jeder Wirtschaftsordnung sein muss. Er plädiert dafür, dass die Gestalter des Wirtschaftssystems der Zukunft kein gebrochenes ideologisches Verhältnis zu Privateigentum und zur Marktregulierung haben sollten. Dass das in den realsozialistischen Staaten der Fall gewesen sei, habe sich negativ auf die Effektivität des Wirtschaftsmechanismus ausgewirkt. (S. 261ff) Der ehemalige stellvertretende Vorsitzende der Staatlichen Plankommission hat diese Scheuklappen abgelegt. Seine ausführlichen, detaillierten Ausführungen sind bis heute aktuell geblieben und sollten bei den gegenwärtigen Diskussionen unbedingt Berücksichtigung finden.

			Schluss

			Man kann, ja, man muss sich fragen: Warum hat Siegfried Wenzels Publikation dem Leser bis heute so viel zu sagen? Warum ist das verhandelte Thema aktuell geblieben? Die Antwort fällt demjenigen, der sich in das Buch vertieft hat, nicht schwer. Wenzel ist es mit der vorliegenden Publikation tatsächlich gelungen, seine lobenswerten Vorsätze zu realisieren, nämlich sachlich und objektiv zu berichten, offen über Fehler und Mängel des Wirtschafts- und des politischen Systems zu sprechen, welchem er jahrzehntelang aufopferungsvoll gedient hatte. Er vermeidet es, bei der Betrachtung der Vergangenheit in Nostalgie zu verfallen, und schafft es, dem permanenten Druck zu widerstehen, mit den geschichtspolitischen Vorgaben zur »Aufarbeitung der DDR-Geschichte« konform zu gehen. Siegfried Wenzel hat ein Werk hinterlassen, das gestern entstanden ist, aber auch heute auf viele Fragen eine Antwort gibt und auch – da bin ich mir sicher – morgen interessieren wird. 

			Siegfried Wenzel verstarb am 21. Juni 2015 in Berlin.
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